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A. Einleitung. 


81. Die kulturelle und wirtschaftliche Bedeutung 
des Tonfilms. 


Das Jahr 1929 hat uns in Deutschland die ersten Tonfilme 
beschert. Die Einführung der größeren Produkte der amerikani- 
schen Tonfilmindustrie nach Deutschland hat sich revolutionierend 
auf den deutschen Filmmarkt ausgewirkt. Überall ertönte der Ruf 
nach dem Tonfilm, überall wo er erschien, löste er Beifallsstürme 
beim Publikum aus. Heute, nach einem Jahr „Tonfilm“, stehen 
wir mitten in der Tonfilmbewegung, und die Entwicklung strebt 
unaufhaltsam weiter. Vor einem Jahr noch unerforschtes Land, 
ist Licht und Erkenntnis in das Gebiet des Tonfilms gedrungen. 
Ein Wettproduzieren von Tonfilmen hat eingesetzt. In Amerika 
produziert man nur Tonfilme, und in Deutschland bemüht sich die 
Tonfilmindustrie, den Vorsprung Amerikas einzuholen und Deutsch- 
land auch auf dem Tonfilmmarkt den Platz zu erobern, den es auf 
dem Filmmarkt behauptet. 

Voraussetzung für eine reibungslose Weiterentwieklung des 
Tonfilms ist in erster Linie die Vervollkommnung der technischen 
Einrichtungen. Von ihr hängt die weitere Zukunft des Tonfilms 
ab, sie bildet das Fundament, auf das der Tonfilm aufbauen kann. 
Die Grundlage hierfür ist beim heutigen Stande der Technik ge- 
schaffen. Anfangs nur eine Spielerei, hat sich in knapp zwei Jahren 
aus dieser Spielerei eine Weltindustrie gebildet. Der Aufschwung 
des Tonfilms wurde allerdings dadurch erleichtert, daß er bereits 
bei seinem Erscheinen eine Grofindustrie vorfand, die sich seiner 
annahm. Überraschend schnell hat sich die Filmindustrie auf den 
Tontilm umgestellt. 

Der Tonfilm eröffnet neue, ungeahnte Perspektiven. Die 
Wissenschaft wird sich seiner bedienen. Die Lehr- und Kulturfilme, 
die bisher schon hervorragende Leistungen gezeigt haben, werden 
ihre Leistungsfähigkeit als Ton-Kulturfilme steigern!). Konnte 


1) Der erste Ton-Kulturfilm der Ufa: „Am Rande der Sahara“ be- 
stätigt diese Annahme. 


man das Leben fremder Völker bisher nur im Bilde studieren, so 
bietet uns jetzt die Möglichkeit, auch ihre Sprache zu vernehmen, 
einen Schlüssel zur Erforschung ihrer Psyche: Sitten und Ge- 
bräuche haben aufgehört, nur ein Bilderbuch zu sein. 

Der Schule wird der Tonfilm als ein neues Lehrmittel dienen, 
der Historiker wird durch den Tonfilm naturgetreue Dokumente 
von bleibendem Wert erhalten. Die sprechende Wochenschau bietet 
die Möglichkeit, Reden bekannter Persönlichkeiten auch im Wort. 
aktuelle Ereignisse auch im Geräusch wiederzugeben. Und wie 
groß erst sind die Möglichkeiten auf dem Gebiet der Reklame und 
Propaganda. 

Wie beim stummen Film wird aber auch der Tonfilm in aller- 
erster Linie der Unterhaltung zu dienen haben. Jesse L. Lasky, 
der Vizepräsident der Paramount, antwortete auf die Frage, welches 
Problem er für das größte beim Tonbildschaffen halte: „Unser 
größtes Problem ist, gute Unterhaltung zu erzielen, ganz gleich, 
ob hörbar oder stumm.“?) Der Tonfilm ist ein tönendes Lichtbild, 
er steht in einer Reihe mit dem stummen Film und erweitert den 
Spielraum der Unterhaltung im Rahmen des Lichtbildes. Der 
stumme Film wird nicht verschwinden, er wird neben dem Tonfilm 
bestehen bleiben, denn es gibt Filmstoffe, die sich zu einer tonfilm- 
mäßigen Bearbeitung nicht eignen, deren Behandlung in der 
stummen Form vorteilhafter sein wird: Filme, die nur auf Bild- 
wirkung eingestellt sind. Ob in Zukunft die stummen Filme oder 
die Tonfilme überwiegen werden, hängt letzten Endes vom Ge- 
schmack des Publikums ab. 

Ein so umfassendes Schaffensgebiet wie das des Tonfilms 
birgt naturgemäß eine Fülle von Rechtsbeziehungen aller Art in 
sich. Insbesondere sind es Fragen des künstlerischen Urheber- 
rechts, die beim Tonfilm als einem Gebiet künstlerischen Schaffens 
auftauchen. Von diesen Fragen soll die vorliegende Arbeit han- 
deln. Während man nun in der Tonfilmindustrie eifrig an dem 
technischen Ausbau gearbeitet hat, hat man vorerst den recht- 
lichen Dingen wenig Interesse entgegengebracht. Juristisch be- 
trachtet ist der Tonfilm noch eine terra incognita. Von Patent- 
streitigkeiten abgesehen, haben sich die Gerichte mit urheberrecht- 
lichen Fragen beim Tonfilm bisher noch nicht zu beschäftigen 
brauchen. Die Literatur hat sich nur gelegentlich in Aufsätzen 
mit der neuen Erscheinung befaßt. Man scheint allgemein der 
Ansicht zu sein, daß die Beantwortung urheberrechtlicher Fragen 


2) Tonfilm-Zeitung Nr.7, Juli 1929. 


beim Tonfilm keine Schwierigkeiten bietet. Daß aber eine Ent- 
scheidung nicht so ohne weiteres auf der Hand liegt, ergibt sich 
daraus, daß eine einheitliche Auffassung über die urheberrechtliche 
Natur des Tonfilms bisher nicht erzielt werden konnte. Es ist das 
Verdienst Wenzel Goldbaums, als erster in seiner Arbeit 
„Tonfilmrecht“ auf die Mannigfaltigkeit und durchaus nicht immer 
eindeutige Beantwortung der Urheberrechtsfragen hingewiesen zu 
haben. Als einer der besten Kenner des Filmurheberrechts war er 
in erster Linie dazu berufen. Wenn es hiernach mit der vorliegen- 
den Arbeit unternommen wird, das Thema: ‚Tonfilmurheberrecht“ 
nochmals zu behandeln, so möchte ich mich auf die Worte Wenzel 
Goldbaumsam Schluß des Vorworts zu seiner genannten Arbeit 
berufen: „Daß mit meiner Darstellung nicht das letzte Wort über 
das Tonfilmrecht gesagt worden ist, weiß ich. Ich spreche lieber 
vorher.“ Auch mit den folgenden Ausführungen soll das letzte 
Wort noch nicht gesprochen sein. Sie erheben weder den Anspruch 
auf Vollständigkeit noch auf Unabänderlichkeit. Zweck dieser 
Arbeit soll es sein, die schon eröffnete Debatte über das Tonfilm- 
urheberrecht weiter in Fluß zu bringen. 

Die Arbeit wird sich nur auf die Verhältnisse in Deutschland 
beziehen. Das internationale Recht findet keine Berücksichtigung. 

Es soll zunächst untersucht werden, unter welche urheberrecht- 
lichen Befugnisse Tonfilmaufnahme und -wiedergabe fallen, und 
sodann, wem diese einzelnen Befugnisse zustehen. Hierbei muß 
sich die Arbeit auf das Grundsätzliche beschränken, ein Eingehen 
auf Einzelheiten würde zu weit führen. Aufgabe dieser Arbeit ist 
es, lediglich zur Klarstellung des Begriffes „Tonfilm“ im Sinne 
des Urheberrechts beizutragen. 


$ 2. Zur Geschichte des Tonfilms?). 


Der Tonfilm ist nicht eine Erfindung erst der letzten Jahre, 
wie viele Menschen wähnen, er ist im Gegenteil bereits so alt, daß 
man schon mit Berechtigung von einer Geschichte des Tonfilms 
sprechen kann. Der „tönende Film“ ist fast so alt wie der Kine- 
matograph und Phonograph. Thomas Alva Edison, der Vater dieser 
beiden Erfindungen, hat auch als erster daran gedacht, beide zu 


#1) Literatur: D&nes v.Mihaly, Der sprechende Film, 1928; 
Dr. F.Noack, Wie es kam, in Filmtechnik 1929 S. 173. 
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kombinieren. Diese Kombination traf er in der Weise, daß er hinter 
der Projektionswand einen Phonographen aufstellte, der während 
der Projektion des Films die entsprechenden Töne wiedergab. Diese 
Anordnung, die im Jahre 1899 vorgeführt wurde, nannte Edison 
„Kinetophon“. Dabei benutzte er, um eine größere Lautstärke 
zu erzielen, drei miteinander gekoppelte Phonographen, die von 
einem Mechaniker, der hinter der Leinwand die Bildprojektion 
beobachtete, reguliert wurden. Diese äußerst primitive Einrich- 
tung fand in den Jahren 1900—1905 durch Edison selbst eine wesent- 
liche Verbesserung. Fast zu gleicher Zeit brachten Meßter und 
Goldschmidt in Deutschland sowie Gaumond in Frankreich Kom- 
binationen des Films mit Schallplatten heraus, bei denen der 
Kinematographenapparat und das Grammophon durch sogenannte 
Synehronmotoren betätigt wurden, wodurch sich ein Gleichlauf 
von Bild und Ton erzielen ließ. Diese Erfindung wurde später der 
Ausgangspunkt unserer heutigen großen Tonfilmbewegung. Daß 
20 Jahre erst verstreichen mußten, findet seinen Grund darin, daß 
damals die technischen Hilfsmittel nicht ausreichten, um die An- 
sprüche zu erfüllen, die ein verwöhntes Publikum an Tonqualität 
und Tonfülle stellte. Erst der Aufschwung der Radioindustrie, die 
eine hohe Entwicklung der Verstärker- und Lautsprecheranlagen 
mit sich brachte, schuf die Möglichkeit, die Meßtersche Erfindung 
praktisch zu verwerten. Bei den ersten großen amerikanischen 
Tonfilmen der Warner Bros., die nach Deutschland kamen, „Der 
Jazzsänger“ und „The Singing fool“ hat das Schallplattenverfahren 
Anwendung gefunden und sich in der ersten Zeit auch allen anderen 
Verfahren überlegen gezeigt. 

Die Versuche, tönende Filme zu schaffen, bei welchen der 
Film selbst zur Aufnahme der Schallschwingungen dient, sind auch 
schon älteren Datums. Im Jahre 1909 hat de Pineaud als erster 
ein Verfahren vorgeschlagen, das eine Schallgravierung in den 
Rand eines Films vorsah, und zwar derart, daß dieser gezackt 
wurde. In Auswirkung dieses Verfahrens — Reliefverfahren ge- 
nannt — ist das Stahldrahtverfahren entstanden. Bei diesem Ver- 
fahren findet das sogenannte magnetische Grammophon von Walde- 
mar Poulsen Verwendung, das auf der Erscheinung beruht, daß 
sich ein Stahldraht durch einen Magneten, durch den man einen 
Wechselstrom schickt, magnetisieren läßt. 

Als Erfinder des photographischen Prinzips zur Fixierung von 
Tönen auf einem Lichtbildstreifen hat der deutsche Physiker Ernst: 
Ruhmer zu gelten. Die Anregungen zu seinen Versuchen gaben 
ihm die Experimente von Graham Bell im Jahre 1893 auf der Aus- 
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stellung in Chicago mit der sogenannten Lichttelephonie und von 
Duddell und Simon im Jahre 1900 mit der sogenannten singenden 
Bogenlampe. Die Anordnung des Ruhmerschen Versuchs war kurz 
folgende: Die von einer Bogenlampe ausgehenden Lichtstrahlen 
wurden durch große Scheinwerfer auf eine Empfangsstelle pro- 
jiziert. Sodann wurde die Bogenlampe besprochen, wobei die 
pulsierende Bogenflamme Lichtintensitätsschwankungen verur- 
sachte, die den Tonschwingungen proportional waren. Als Emp- 
fangsstation verwandte Ruhmer das schon damals bekannte Selen, 
ein graues Mineral, das die besondere Eigenschaft besitzt, den 
elektrischen Strom bei schwankender Belichtung entsprechend 
schwankend zu leiten. Durch besondere Anordnung der Zuleitungen 
entstand die Selenzelle.e. Zur Durchführung seines Versuchs ver- 
band nun Ruhmer die Selenzelle mit einer elektrischen Stromquelle 
und einem Telephon und setzte sie dann den Lichtstrahlen der 
durch Töne beeinflußten Bogenlampe aus. Auf diese Weise hörte 
er vermittels des Lichtstrahls die in die Bogenlampe gesprochenen 
Worte in mehreren Kilometern Entfernung. Hierbei fiel es ihm ein, 
diese Lichtschwankungen auf einem Filmstreifen photographisch 
festzuhalten, und so ist der Tonfilm entstanden. 

Daß das „Photographon“, wie Ruhmer seine Einrichtung 
nannte, keine praktische Auswirkung erfuhr, lag daran, daß man 
damals noch keine Verstärker kannte, die Selenzelle noch unvoll- 
kommen war und die Lautsprechertechnik noch in den Anfängen 
steckte. Und so blieb Ruhmers „sprechender Film“ vorerst eine 
Erfindung. 

Erst in der Nachkriegszeit wandte man sich wieder intensiver 
dem Tonfilmproblem zu. Hier waren es vor allem Denes 
v. Mihaly und die drei Erfinder Vogt, Engl und Massolle, die 
auf dem Ruhmerschen System aufbauend die Entwicklung des Ton- 
films mit anbahnten. Letztere befaßten sich hauptsächlich mit der 
Konstruktion von Glimmlichtlampen („Ultrafrequenzlampen‘“), die 
sie zur Aufnahme der Schallschwingungen verwandten. Die Namen 
all derer aufzuführen, die sich in den letzten Jahren in der Tonfilm- 
bewegung einen Namen als Erfinder gemacht haben, würde im 
Rahmen dieser Arbeit zu weit führen. Ihre Erfindungen bauen sich 
alle auf denselben Grundsystemen auf und dienen nur der Vervoll- 
kommnung der Tonfilmtechnik, die hier nicht weiter interessiert. 

Diese Grundsysteme sind, noch einmal zusammengefaßt, das 
Gravierverfahren und das Lichttonverfahren. Beim Gravierver- 
fahren setzen die während der Bildaufnahme entstehenden Schall- 
wellen mechanische Schwingungssysteme in Bewegung, die ihrer- 


5 


seits einen Gravierstift betätigen. Dieser fixiert die den Schall- 
schwingungen entsprechenden Schwankungen mechanisch (als 
Gravur, als feine Rillen) auf eine Platte oder auf den Film selbst. 
Beim Lichttonverfahren lösen die Schallschwingungen Lichtwir- 
kungen aus, deren Schwankungen photographisch aufgenommen 
werden. Hierbei sind zwei Aufzeichnungsmethoden zu unter- 
scheiden: die Intensitätsmethode und die transversale Methode. 
Bei der Intensitätsmethode beeinflussen die Schallschwingungen die 
Intensität einer Lichtquelle, so daß die Tonaufnahme als hellerer 
oder dunklerer, dünnerer oder dickerer Streifen fixiert wird, 
während die transversale Methode Schallschwingungen dazu be- 
nutzt, Bewegungen eines konstanten Lichtstrahls zu verursachen, 
wodurch der Film graphisch auf dem Filmstreifen abgebildet und 
sodann als Intensitätsschwankung wieder „abgenommen“ wird. Die 
letztere, von Berglund vorgeschlagene Aufnahmemethode beruht 
auf der Tatsache, daß die Amplituden der Schallschwingungen 
nicht nur in Lichtintensitätsschwankungen umgeändert, sondern 
auch zur Ablenkung eines konstanten Lichtstrahls benutzt werden 
können. 

In der Öffentlichkeit wurde erstmalig in Deutschland ein Ton- 
film im Jahre 1922 vorgeführt. Triergon hatte den Versuch unter- 
nommen, der mit einem Mißerfolg endete. Übertriebene Kon- 
kurrenzfurcht hatte hier dazu geführt, ein Produkt der Öffentlich- 
keit vorzuführen, das noch nicht genügend ausgereift war. Vier 
Jahre später, im Herbst 1926, unternahm die amerikanische Film- 
produktion- und Verleihfirma Warner Bros. das Wagnis, einen 
„abendfüllenden Tonfilm“ zudrehen. DasWagnis gelang und brachte 
einen unerwartet großen Erfolg. Dieser Erfolg war bahnbrechend 
für den Aufschwung der Tonfilmindustrie. Die großen amerika- 
nischen Elektrotrusts Western-Electrie und General-Electric- 
Comp. wandten sich dem Ausbau des Tonfilms zu und brachten in 
ganz kurzer Zeit brauchbare Apparaturen auf den Markt. Die Be- 
wegung griff auch auf Deutschland über und führte zunächst im 
August 1928 zur Gründung des Tonbild-Syndikats (Tobis), dem 
dann einige Wochen später die Gemeinschaftsgründung der beiden 
großen Elektrokonzerne, der AEG. und der Siemens & Halske AG. 
folgte, die den Namen „Klangfilm G.m.b.H.“ erhielt. Von diesen 
zwei Firmen wird in Deutschland die Tonfilmproduktion und die 
Apparateherstellung ausgeübt. 


B. Hauptteil. 


S3. Der Begriff „Tonfilm” 
im alltäglichen Sprachgebrauch und seine Begriffs- 
bestimmung im technischen und juristischen Sinne. 


Für eine Untersuchung über den „Schutz des Urheberrechts 
beim Tonfilm“ ist zunächst einmal die Feststellung notwendig, 
was im folgenden unter einem „Tonfilm“ zu verstehen ist. Hierbei 
zeigt es sich, daß der Begriff „Tonfilm“ im allgemeinen Sprach- 
gebrauch mit dem Begriff „Tonfilm“ im technischen Sinne nicht 
übereinstimmt. 

Der allgemeine Sprachgebrauch bezeichnet als „Tonfilm“ einen 
Bildfilm, der bei seiner Vorführung gleichzeitig auch akustische 
Vorgänge (Musik, Geräusche, Dialoge) wiedergibt. Nach dieser 
Begriffsbestimmung entsteht ein Tonfilm aus der synchronen Ver- 
bindung eines optischen Films mit einem akustischen Film oder mit 
Schallplatten, der Tonfilm ist mithin nur eine Abart der bisherigen 
stummen Bildfilme. 

Demgegenüber ist die technische Begriffsbestimmung enger. 
Ein Tonfilm im technischen Sinne ist ein Lichtbildstreifen, der 
lediglich der Fixierung von Tönen dient!), also der nur akustische 
Film. Einen Film, der gleichzeitig optische und akustische Vor- 
gänge wiedergibt, bezeichnet man vom technischen Standpunkt aus 
besser als Tonbild und unterscheidet dann hierbei, je nachdem ob 
ein akustischer Film oder Schallplatten Verwendung finden: den 
Bildtonfilm und den synchronisierten Film. 

Es ist allerdings zuzugeben, daß eine derartige Unterscheidung 
selbst in Fachkreisen nicht immer gemacht wird. Es liegt das wohl 
daran, daß der akustische Film bisher nur in seiner Verbindung 
mit dem optischen Film praktische Bedeutung erlangt hat. Eine 
andere Verwendungsmöglichkeit hat sich bisher nicht gefunden. 
Doch sind solche Möglichkeiten nicht ausgeschlossen. Denkbar 
wäre z.B. eine Verwendung beim Rundfunk. Hier haben gerade in 
der letzten Zeit die Schallplattenübertragungen eine große Bedeu- 
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tung erlangt. Der Tonfilm bietet hier die Möglichkeit, die Original- 
aufnahmen größerer Konzerte, vollständiger Opern, Operetten, 
Schauspiele zu einem späteren Zeitpunkt zu übertragen, wobei das 
lästige Auswechseln der Schallplatten in Fortfall gerät. Weiter 
können Sprachforschungs- und Lehrinstitute den reinen Tonfilm 
für ihre Zwecke nutzbar machen, zumal der Tonfilm gegenüber der 
Schallplatte den Vorzug größerer Haltbarkeit und geringerer Ab- 
nutzung besitzt. 

Eine Unterscheidung zwischen Tonfilm und Tonbild erscheint 
mithin nicht abwegig, sie ist im Gegenteil für die vorliegende Ar- 
beit notwendig, denn im Einklang mit dieser Terminologie der 
Technik muß auch die juristische Begriffsbestimmung erfolgen. 

Eine Begriffsbestimmung entsprechend dem Begriff des all- 
gemeinen Sprachgebrauchs erweist sich für die folgende Unter- 
suchung als unbrauchbar. Will man dem Tonfilm und Tonbild 
urheberrechtlichen Schutz gewähren, so muß man zunächst die 
urheberrechtliche Natur der beiden Erscheinungsformen bestimmen. 
Man hat zu untersuchen, inwieweit die urheberrechtlichen Rechts- 
begriffe, insbesondere die einzelnen Befugnisse auf den Tonfilm 
und das Tonbild anwendbar sind, und ob die bestehenden Rechts- 
begriffe ausreichen oder einer Erweiterung bedürfen, um Tonfilm 
und Tonbild urheberrechtlich zu schützen. Für diese Untersuchung 
wird es unerläßlich sein, auf die technischen Vorgänge einzugehen, 
in ihnen liegen die rechtlich relevanten Momente. Und gerade die 
technischen Vorgänge sind beim Tonfilm und Tonbild verschieden. 
Einmal bringt das Tonbild neben akustischen Vorgängen auch 
optische Vorgänge, und sodann muß beim Tonbild nicht notwen- 
digerweise ein Tonfilm Verwendung finden, die akustischen Vor- 
gänge können vielmehr auch auf Schallplatten fixiert werden. Da- 
her halte ich auch für die juristische Begriffsbestimmung eine 
Scheidung des Tonbildes vom Tonfilm für angebracht. 

Die Rechtsverhältnisse auf dem Gebiete des Urheberrechts sind 
durch Spezialgesetze geregelt, ein einheitliches Urhebergesetz ist 
dem deutschen Recht unbekannt. Da hier nur die Fragen des 
künstlerischen Urheberrechts beim Tonfilm und Tonbild behandelt 
werden sollen, sind die Bestimmungen über den Schriftwerk- und 
Kunstwerkschutz heranzuziehen, die in dem „Gesetz, betreffend das 
Urheberrecht an Werken der Literatur und der Tonkunst“ vom 
19. Juni 1901 (im folgenden kurz LitUG. genannt) und in dem „Ge- 
setz, betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste 
und der Photographie“ vom 9. Januar 1907 (im folgenden kurz 
KunstSchG. genannt) ihren Niederschlag gefunden haben. 
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84. Der Schutz des Urheberrechts beim Tonfilm. 
I. Die urheberrechtliche Natur des Tonfilms. 


Der rein akustische Film, der eigentliche Tonfilm, von dem 
hier zunächst die Rede sein soll, kann zur Aufnahme und Wieder- 
gabe von Werken der Literatur und der Tonkunst dienen. Diese 
Werke genießen urheberrechtlichen Schutz nach dem LitUG. Nach 
81 LitUG. wird aber dieser Schutz ausdrücklich nur „nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes‘ gewährt, also nur, soweit das Gesetz die Be- 
fugnis des Urhebers einzeln aufführt. Ein allgemeines Persönlich- 
keitsrecht oder ein allgemein umfassendes Urheberrecht ist dem 
deutschen Recht unbekannt, die Rechte des Urhebers erschöpfen 
sich in den Einzelbefugnissen, die das LitUG. gewährt. Es ist daher 
zu untersuchen, unter welche urheberrechtlichen Befugnisse dieses 
Gesetzes die tonfilmmäfßige Aufnahme und Wiedergabe eines 
Werkes fallen. 

Nach 811 LitUG. hat der Urheber eines Werkes die aus- 
schließliche Befugnis der Vervielfältigung und gewerbsmäßigen 
Verbreitung, das Recht der öffentlichen Aufführung (bei Bühnen- 
werken und Tonkunstwerken), das Recht zum öffentlichen Vortrag 
(bei Schriftwerken bis zum Erscheinen). Diese ausschließlichen 
Befugnisse des $11 LitUG. erstrecken sich nach 812 LitUG. auch 
auf die Bearbeitungen des Werkes. Die Frage, ob eine Bearbeitung 
vorliegt, ist deshalb wichtig, weil in diesem Falle der Bearbeiter an 
seiner Bearbeitung Urheberrecht erlangt. 


a) Stellt die Vertonfilmung eines Werkes eine 
Vervielfältigung dar? 


Das Wesen der Vervielfältigung liegt in der Mehrherstellung 
des Werkes), d.h. in der Herstellung einer oder mehrerer einander 
gleichender körperlicher Erscheinungsformen des Werkes in seiner 
ursprünglichen Form und mit seinem ursprünglichen Inhalt. Ver- 
vielfältigung eines Werkes im Sinne der 8$11, 15 LitUG. ist „die 
Herstellung eines körperlichen Gegenstandes, der das Werk zum 
Zwecke sinnlicher Wahrnehmung wiedergibt und es derart fest- 
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legt, daß diese sinnliche Wahrnehmung sich beliebig oft wieder- 
holen kann“). 

Nach dieser Definition bedingt die Vervielfältigung zunächst 
die Herstellung einer körperlichen Dauerform, die eine wiederholte 
sinnliche Wahrnehmung gestattet). Diese körperliche Dauerform 
ist das Tonfilmband, auf dem das Werk fixiert ist und so jeder- 
zeit mittels der Wiedergabeapparatur zu Gehör gebracht werden 
kann. Hierbei ist es gleichgültig, aus welchem Material das gegen- 
ständliche Werkexemplar — der körperliche Gegenstand — be- 
steht). Der Lichtbildstreifen kann daher ebenso wie ein Blatt 
Papier oder eine aus Hartgummi bestehende Schallplatte ein Ver- 
vielfältigungsexemplar darstellen. 

Ebenso gleichgültig ist es, durch welches Verfahren die 
Wiedergabe bewirkt wird, und daß zunächst nur ein Exemplar 
— das Tonfilmnegativ — geschaffen wird. $15 LitUG. bestimmt 
ausdrücklich: „Eine Vervielfältigung ohne Einwilligung des Be- 
rechtigten ist unzulässig, gleichviel durch welches Verfahren sie 
bewirkt wird; auch begründet es keinen Unterschied, ob das Werk 
in einem oder in mehreren Exemplaren vervielfältigt wird.“ Diese 
Fassung erhielt der $15 LitUG. in der 2. Lesung der Kommissions- 
beratung, nachdem noch der Entwurf in Anlehnung an $4 des 
UrhG. vom 1. Juni 1870 die rechtswidrige Vervielfältigung als 
Nachdruck bezeichnet hat). Der Ausdruck „Nachdruck“ wurde als 
„unerfreuliche juristische Fiktion“) mit Recht fallen gelassen, 
denn er erweist sich als viel zu eng. Schon das Gesetz von 1870 ver- 
stand unter „Nachdruck“ nicht nur den eigentlichen Druck, sondern 
jede mechanische Vervielfältigung, „die ohne Genehmigung des 
Berechtigten hergestellt wird“ (84 des Ges. von 1870), also auch 
die Vervielfältigung durch Kopiermaschine, Hektographie, Litho- 
graphie und Photographie?). Der 815 in seiner jetzigen Fassung 
geht noch weiter; er behält dem Urheber nicht nur die mechanische 
Vervielfältigung im Sinne des Gesetzes von 1870, sondern grund- 
sätzlich jede Vervielfältigung vor, „so daß es seiner Einwilligung 


2) Allfeld, UrhR. $11 Anm.3, $15 Anm.?2. 

?2) Vgl. Neugebauer, Fernmelderecht $. 820. 

4 vgl. Allfelda.a.O. 

5) 815 der Gesetzesvorlage lautete: „Die rechtswidrige Vervielfäl- 
tigung eines Werkes ist Nachdruck. Es begründet keinen Unterschied, 
ob das Werk ganz oder teilweise, ob es in einem oder mehreren Exem- 
plaren und durch welches Verfahren es verfielfältigt wird.“ 

°) Reichstagsdrucks. Nr. 214, 10. LegPer. II. Sess. 1900-1902 S. 1283. 

”) Vgl. Riezler, UrhR. S. 252; RGZ. Bd. 107 S. 278. 
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bedarf, selbst wenn es sich um ein einzelnes Exemplar handelt und 
wenn das Exemplar auf anderem als mechanischem Wege herge- 
stellt werden soll“ ®). Das Verfahren, das beim Tonfilm die Wieder- 
gabe bewirkt, ist das Lichtton- bzw. Nadeltonverfahren, und es 
ist für die Frage, ob eine Vervielfältigung vorliegt, belanglos, 
welches Verfahren im einzelnen Fall Verwendung findet. Bei An- 
wendung des Lichttonverfahrens stellt bereits die Original-Negativ- 
aufnahme ein Vervielfältigungsexemplar dar, denn da die zu beein- 
flussenden Sprechströme Wechselströme sind, kann die Negativ- 
aufnahme ebenso wie eine positive Kopie derselben „abgespielt“ 
werden. 

Daß die sinnliche Wahrnehmung des auf dem Filmstreifen 
fixierten Werkes nicht ohne weiteres, sondern erst durch Einschal- 
tung der Tonfilmwiedergabeapparatur erfolgt, ist gleichfalls be- 
langlos, ebenso, welche Zeichen zur Wiedergabe verwendet werden. 
So hat das RG.°) die Aufzeichnung eines Tonkunstwerkes mittels 
anderer Zeichen als der herkömmlichen Notenschrift als eine Ver- 
vielfältigung bezeichnet. Für das Tonfilmband gilt das gleiche 
wie für die Schallplatte, die nach h.L. auch ein Vervielfältigungs- 
exemplar darstellt. 

Eine wichtige Frage ist nun, wie dieses gegenständliche Werk- 
exemplar — das Tonfilmband — juristisch zu werten ist? Gold- 
baum!) nimmt an, daß die Zeichen oder Gravuren auf dem Ton- 
filmstreifen als eine Schrift im Sinne des Urhebergesetzes zu werten 
sind, der Tonfilm also als ein Schriftwerk zu gelten hat. Dem ist 
m. E. nicht zu folgen. Die Zeichen bzw. Gravuren auf dem Tonfilm- 
streifen sind keine Schriftzeichen im urheberrechtlichen Sinne. 

Das Wesen der Schrift kennzeichnet Eger!!) wie folgt: „Wir 
verstehen unter Schrift gemeinhin konventionelle Zeichen zur sym- 
bolischen Wiedergabe von Gedanken. Es ist gleichgültig, welches 
Sinnes wir uns zur Vermittlung der durch die Schrift festgelegten 
Vorstellungen bedienen, also auch die mittels Tastsinnes wahrzu- 
nehmende Blindenschrift ist als Schrift anzusehen. Unerläßliche 
Bedingung wird jedoch sein, daß die betreffenden räumlichen Ge- 
bilde Zeichen sind, d.h. daß sie die Vorstellungen nur mittelbar, 
symbolisch wiedergeben, nicht dagegen die Vorstellungen selbst er- 
zeugen.“ Auf Grund dieser Ausführungen kommt Eger zu dem 
Ergebnis, daß die phonographische Fixierung keine schriftliche 


8) Begründung a.a.O. 

®) RG. in DJZ. 9 S. 948. 

1) Goldbaum, Tonfilmrecht, in Filmtechnik 1929 S. 169. 
11) Eger in ArchBürgR. Bd. 18 S. 266. 


11 


Aufzeichnung ist. Er führt 1. c. fort: „Die sogenannte phono- 
graphische ‚Schrift‘ ist aber eine Vorrichtung zur unmittelbaren 
Erzeugung von Klangbildern. Ebensowenig wie die G-Saite einer 
Violine ein Schriftzeichen ist, ebensowenig ist dies der Einschnitt 
einer phonographischen Walze, der durch Vermittlung des Stiftes 
und der Membrane die den Ton G erzeugenden Luftschwingungen 
hervorruft.“ Was aber für die phonographische Walze und die 
Schallplatte gilt), muß im gleichen Maße für das Tonfilmband 
gelten. Bei Anwendung der Graviermethoden bedarf es keiner 
weiteren Ausführungen, denn die auf dem Filmstreifen gravierten 
Linien unterscheiden sich von den Linien auf der Schallplatte in 
keiner Weise. Aber auch die Aufzeichnung eines Werkes durch das 
Lichttonverfahren ist keine schriftliche Fixierung. Die Zeichen 
auf dem Tonfilmband — die sogenannte „Dichteschrift“ — haben 
ganz andere Funktionen wie die Schriftzeichen. Das Charakteristi- 
kum der „Schrift“ ist, daß man sie lesen kann, und daß sich hier- 
bei beim Leser besondere Vorstellungen bilden. Die Schrift dient 
der Aufgabe, bei ihrer sinnlichen Wahrnehmung im Leser bestimmte, 
dem Werkinhalt entsprechende Vorstellungen zu erwecken. Beim 
„Lesen“ der „Dichteschrift“ eines Tonfilmstreifens werden aber der- 
artige Vorstellungen nicht erweckt, es ist nicht einmal ersichtlich, 
ob es sich um ein Werk der Literatur oder ein Werk der Tonkunst 
handelt. Cahn-Speyer führt in seiner Polemik gegen Gold- 
baum!) sehr richtig aus: „Die sinnlichen Wahrnehmungen, die 
durch die Schrift hervorgebracht werden, erstrecken sich lediglich 
auf die Wahrnehmung der Schriftzeichen, deren Funktion es ist, 
bei dem Leser nur die Vorstellung anderweitiger Sinnesempfin- 
dungen hervorzurufen, nicht aber diese Sinnesempfindungen selbst.“ 
Diese Funktion haben die Tonfilmzeichen nicht, sie dienen nicht der 
Erzeugung von vorgestellten, sondern von wirklichen Sinnesempfin- 
dungen: Mittels der Wiedergabeapparatur geben sie eine klangliche 
Darbietung des Werkes, es bedarf beim Hörer, um das Werk inhalt- 
lich aufzunehmen, keiner weiteren gedanklichen Assoziationen. Und 
noch eins ist zu beachten, worauf bereits Eger!) und auch 
Cahn-Speyer') hinweisen. Der Tonfilm wiederholt nicht nur 
das Werk, sondern auch den persönlichen Vortrag des Vortragen- 
den, wodurch erst eine Tonfilmaufnahme ermöglicht wird. Der 
Tonfilm gibt also mehr wieder, als der Urheber durch das Mittel 


12) Eger behandelt in einer Abhandlung beide gleich. 
12) Cahn-Speyer in Gew.RSch.u.UrhR. 1929 S.548. 
14) a.a.0. bezüglich der Schallplatte. 

15) 2.2.0. 
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der üblichen Schrift hätte fixieren können. „Wären die Zeichen auf 
«der Schallplatte — lies Tonfilmstreifen — eine Schrift, dann wäre 
es eine solche, die der Urheber selbst nicht zu schreiben vermag.“ 1%) 
Die hier vertretene Auffassung steht im Gegensatz zur herrschen- 
den Lehre, derzufolge es sich bei den Linien auf der Schallplatte 
um eine Schrift handelt”), und die daher folgerichtig auch die 
Zeichen auf einem Tonfilmband als eine Schrift bezeichnen muß. 
Folgt man der herrschenden Lehre, so kommt man zu dem Er- 
gebnis, daß auch der Tonfilmstreifen, auf dem ein Tonkunstwerk 
fixiert ist, ein Schriftwerk darstellt, was aber dem $1 LitLG. 
widerspricht, der eine deutliche Unterscheidung zwischen Schrift- 
und Tonwerken trifft 8). Im übrigen kann natürlich das im Ton- 
film verkörperte Werk sehr wohl ein Schriftwerk sein, aber auf 
Grund anderer Kriterien, nicht auf Grund seiner Fixierung: Der 
Tonfilm als solcher kann nicht als Schriftwerk angesehen werden. 
Gleichwohl stellt er doch eine Vervielfältigung im Sinne des $15 
LitUG. dar. Die Herstellung des Vervielfältigungsexemplars muß 
nicht notwendig in derselben Form erfolgen, in welcher das Original 
in Erscheinung getreten ist!?), die Vervielfältigung eines Schrift- 
werkes muß also nicht notwendig wieder ein Schriftwerk ergeben. 
Diese Ansicht vertrat das Reichsgericht schon zu Zeiten, als das 
Urhebergesetz von 1870 noch galt, und sie muß bei der heutigen 
allgemeinen Formulierung des $15 LitUG. erst recht gelten. In 
seiner Entscheidung 2°) führt das Reichsgericht aus: „Man kann 
dem Berufungsurteile zugeben, daß man von einer Vervielfältigung 
nur da sprechen kann, wo eine Anzahl von Gegenständen in der 
Erscheinungsform hergestellt wird, in welcher die Mitteilung des 
Gedankens an andere erfolgen kann. Daraus ergibt sich aber nicht 
die Beschränkung, daß die Herstellung in derselben Form erfolgen 
müßte, in welcher das Original in Erscheinung getreten ist, daß 
die Vervielfältigung in der Form eines Schriftwerkes zu erfolgen 
habe, welches dem Berechtigten in bezug auf seine bereits herge- 
stellten und beabsichtigten Vervielfältigungen Konkurrenz mache.“ 
Indem das Gesetz dem Urheber die ausschließliche Befugnis zur 


1) Cahn-Speyera.a.O. 

17) Die h.L. stützt sich hierbei vornehmlich auf eine Reihe von 
strafrechtlichen Entscheidungen, mit denen sich Cahn-Speyer 
(a.a. 0.) auseinandersetzt. 

18) Vgl. Cahn-Speyera.a. 

12) Vgl. Eger in ArchBürgR. Ba, 18 S.270 und die dort zitierten 
Entscheidungen. 

2) RGZ. Bd. 27 8.63. 
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Vervielfältigung seines Werkes vorbehält, will es ihm die Möglich- 
keit der wirtschaftlichen Ausbeute seines Werkes geben und jede 
Beeinträchtigung dieser Ausbeute verhindern. „Eine solche erheb- 
liche Beeinträchtigung — so heißt es in einer anderen Entscheidung 
des Reichsgerichts*?!) — findet aber das Gesetz in jeder Wieder- 
gabe, die das Ergebnis eines Herstellungsprozesses ist, der die Her- 
stellung einer Vielheit gleicher Exemplare ermöglicht. Die einheit- 
liche Vielheitsnachbildung in irgendwelcher Form ist es, gegen 
welche das Gesetz den Urheber schützen will, wie sie denn auch 
in Wirklichkeit, gleichviel in welcher Form sie erfolgt, stets ge- 
eignet erscheint, die Ausnutzung des Rechtes des Urhebers auch 
in seiner hauptsächlichsten Form der Wiedergabe, der der Verviel- 
fältigung durch die Schrift, zu beeinträchtigen.“ Diese Ausfüh- 
rungen des Reichsgericht, die dazu dienten, durchlochte Papp- 
scheiben, die für mechanische Musikapparate zur Wiedergabe musi- 
kalischer Kompositionen bestimmt waren, als Vervielfältigungen 
dieser Kompositionen zu kennzeichnen, sind auch hier am Platze. 
Der Tonfilm bietet dem Urheber eine neue Verwertungsmöglichkeit 
seines Werkes. Wie die Schallplatte, die phonographische Walze 
und andere Vorrichtungen für mechanische Musikinstrumente er- 
möglicht der Tonfilmstreifen, das auf ihm fixierte Werk jederzeit 
und beliebig oft wiederzugeben. Alle diese Vorrichtungen, ein- 
schließlich des Tonfilms, sind als Wiedergabeform eines Werkes 
urheberrechtlich gleich zu werten, sie unterscheiden sich nur durch 
die körperliche Beschaffenheit und die Art der Technik, die die 
Wiedergabe des aufgenommenen Werkes bewirkt. Und schließlich 
liegt in der unbefugten Herstellung eines Tonfilms in gleicher 
Weise eine Beeinträchtigung der Urheberinteressen wie bei der un- 
befugten Anfertigung der erwähnten Pappscheiben. 

Nach alledem ergibt sich, daß der Tonfilm — mag man ihn 
als Schriftwerk ansehen oder nicht — eine Vervielfältigung des 
Werkes ist, das er wiedergibt. Das Vervielfältigungsexemplar ist 
bereits die Originalaufnahme, die nach dieser angefertigten Kopien 
stellen Vervielfältigungen einer Vervielfältigung dar. 


b) Stellt die Vertonfilmung eines Werkes eine 
Bearbeitung dar? 


Die Frage, ob die Vertonfilmung eines Werkes eine Bearbei- 
tung darstellt, ist — wie bereits oben erwähnt — insbesondere des- 


21) RGZ. Bd. 22 8. 177. 
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halb von Bedeutung, da sich bejahendenfalls in das Verhältnis des 
Urhebers zu der „tonfilmmäßigen Bearbeitung“ seines Werkes ein 
Dritter schieben würde: Der Bearbeiter, der nach $2 Abs.1 8.2 
LitUG. bezüglich der Bearbeitung wie ein Urheber zu behandeln ist, 
und der daher an seiner Bearbeitung Urheberrechte besitzen würde. 
Das Recht des Bearbeiters ist allerdings dem des Urhebers gegen- 
über insofern ein schwächeres, als sich nach 812 LitUG. die aus- 
schließlichen Befugnisse, die dem Urheber nach $11 in Ansehung 
des Werkes selbst zustehen, auch auf die Bearbeitungen des Werkes 
erstrecken. Bearbeitet also jemand ohne Genehmigung des Ur- 
hebers dessen Werk, so verletzt er, wenn er seine Bearbeitung ver- 
vielfältigt, das Recht des Urhebers genau so, wie wenn er unbefugt 
das Originalwerk vervielfältigt. Die Bearbeitung als solche aber 
stellt ein Geisteswerk dar, dessen Urheber allein der Bearbeiter 
ist; er ist selbst dann Urheber, wenn er eine unerlaubte Bearbeitung 
hergestellt hat, und zwar besteht sein Urheberrecht auch gegenüber 
dem Urheber des Werkes, das er bearbeitet hat. Der Originalur- 
heber ist daher ebensowenig wie jeder Dritte befugt, die Bearbei- 
tung ohne Genehmigung des Bearbeiters zu vervielfältigen, ge- 
werbsmäßig zu vertreiben, öffentlich mitzuteilen, oder aufzuführen, 
oder eine weitere Bearbeitung an der Bearbeitung weder selbst vor- 
zunehmen, noch die Erlaubnis hierzu an einen Dritten zu erteilen. 
Das Recht des Verfassers steht zurück, soweit das Recht des Be- 
arbeiters reicht !). 

Eine Bearbeitung liegt vor, wenn ein Werk in einer anderen 
Form wiedergegeben wird als in der, welche der Urheber ihm ge- 
geben hat. Bearbeitung eines Werkes bedeutet die Abänderung der 
Form eines Werkes unter bewußter und absichtlicher Zugrunde- 
legung des Originalwerkes?). Die Bearbeitung gibt das Werk also 
nur seinem Inhalt nach wieder; rein äußerlich der Form nach stellt 
die Bearbeitung dagegen eine Schöpfung des Bearbeiters dar. Der 
Bearbeiter benutzt bewußt und offensichtlich das Werk zu einer 
Wiedergabe in abgewandelter Form. 

Die Bearbeitung ist mithin mehr als eine bloße Wiedergabe 
eines Werkes und ist streng zu scheiden von der Vervielfältigung. 
Während die Bearbeitung eine irgendwie geartete Veränderung vor- 
aussetzt, verlangt die Vervielfältigung Gleichheit mit der Urform. 
Die Vervielfältigung eines Werkes kann daher nicht gleichzeitig 


1) Vgl. Allfeld, Komm. $12 Anm.2; Marwitz-Möhring, 
Komm. $2 Anın. 8, 9; Elster, Urh.u.ErfR. $121IIelI (S. 111). 
2) Marwitz-Möhring a.a.0.$ 2 Anm.7. 
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dessen Bearbeitung sein®). „Vervielfältigung, d.h. Vervielfachung 
eines und desselben Vorganges oder einer und derselben Erschei- 
nung setzt die Gleichheit der mehreren Einzelvorgänge oder Einzel- 
erscheinungen voraus: Nur wenn Gleiches mehrfach da ist, ist das 
eine, nämlich die Urform der mehreren Erscheinungen, vielfach 
da.“t) Bei der Bearbeitung liegt aber im Verhältnis zum Original- 
werk nicht ein Gleiches vor, Bearbeitung und Werk sind nicht mehr 
als identisch anzusehen. Der entgegengesetzten Ansicht Gold- 
baums, eine Bearbeitung könne sehr wohl auch eine Vervielfälti- 
gung darstellen), vermag ich nicht zu folgen. Man muß die 
Wiedergabe eines Werkes scheiden von der Benutzung eines 
Werkes. Wiedergabe eines Werkes ist die Vervielfältigung und 
Verbreitung, Aufführung, Vorführung, Vortrag. Benutzung eines 
Werkes ist die Bearbeitung und freie Benutzung. Leider verwischt 
das Gesetz selbst die Begriffe „Vervielfältigung“ und „Be- 
arbeitung“, indem es unter den in $12 Abs.2 LitUG. aufgeführten 
Beispielen für eine Bearbeitung auch die Übertragung auf Vorrich- 
tungen für Instrumente zur mechanischen Wiedergabe anführt und 
in $22 LitUG. eben diese Vorrichtungen als Vervielfältigungen 
bezeichnet. Allein dieser Widerspruch erhellt aus $2 Abs.2 LitUG.: 
Hier hat das Gesetz solche Vorrichtungen einer Bearbeitung nur 
gleichgestellt, sie sind aber keine eigentlichen Bearbeitungen. 

Nach diesen Ausführungen muß man zu einer Verneinung der 
eingangs gestellten Frage kommen. Bearbeiten heißt umgestalten, 
heißt Arbeit an einem Werke leisten! Das Werk aber, das durch 
den Tonfilm aufgenommen wird, wird unverändert in seiner 
ursprünglichen Gestalt aufgenommen, stellt also keine Bearbeitung 
dar. Die Tonfilmaufnahme wird auch nicht dadurch zu einer Be- 
arbeitung, daß sie erst durch einen persönlichen Vortrag des Werkes 
ermöglicht wird. Die Leistung des Vortragenden ist nicht als Be- 
arbeiterleistung zu werten. Der nachschaffende Künstler ändert 
weder die Form noch den Inhalt des Werkes, wiewohl er es seiner 
künstlerischen Auffassung gemäß beim Vortrag gestaltet. Sein Vor- 
trag bleibt doch nur eine Wiedergabe, er schafft kein neues Werk. 
Dieses bleibt auch nach der Aufnahme auf dem Tonfilmstreifen 
als unverändertes Originalwerk erkennbar. Inwieweit hiermit $2 
Abs.2 Satz3 LitUG. in Einklang zu bringen ist, darüber soll an 
anderer Stelle die Rede sein ®). 


3) Smoschewer in JurRundsch. 1925 Nr. 21 S. 955. 
%) Smoschewera.a.O. 

5) Geldbaum, Komm. $151. 

%) Siehe unten $ 4 IIa. 
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aa) Stellt insbesondere die Vertonfilmung eine Bearbeitung eines 
Werkes zur kinematographischen Wiedergabe dar? 


In seiner Abhandlung über das Tonfilmrecht hat Goldbaum 
versucht, den 812 Abs. 2 Nr. 6 LitUG., der von der ausschließlichen 
Befugnis des Urhebers für die Benutzung eines Schriftwerkes zum 
Zwecke der kinematographischen Wiedergabe handelt, auch auf 
den Tonfilm anzuwenden). Diese Streitfrage ist eigentlich schon 
auf Grund der obigen Darlegungen entschieden, und zwar in dem 
Sinne, daß die direkte wie analoge Anwendung des 812 Abs. 2 Nr. 6 
LitUG. wie auch des 814 Nr.5 LitUG. auf den Tonfilm zu ver- 
neinen ist, weil einfach keine Bearbeitung vorliegt. Die an- 
gezogenen Gesetzesbestimmungen sprechen von einer Benutzung, 
die Tonfilmaufnahme stellt aber lediglich nur eine Übertragung 
auf das Tonfilmband dar. 

Mit der Frage der Anwendbarkeit der 8812 Abs. II Nr.6, 14 
Nr.5 LitUG. ist jedoch die wohl bedeutendste Frage des Tonfilm- 
urheberrechts verbunden: die Frage, ob der Tonfilm ein Werk der 
Kinematographie darstellt. Daher soll auf den ganzen, von Gold- 
baum aufgeworfenen Fragenkomplex näher eingegangen werden, 
zumal es zahlreiche Stimmen gibt, die Goldbaum, wenn auch 
nicht in der Begründung, so doch im Ergebnis beistimmen und den 
Tonfilm nach Kinematographenrecht behandelt wissen wollen ?). 

In seinen Bestrebungen, für die Filmindustrie durch den 
akustischen Film keine Ausnahmebestimmungen, wie z.B. die der 
Zwangslizenz zu schaffen, versucht Goldbaum, den Tonfilm 
unbedingt in die Vorschriften über die kinematographische Wieder- 
gabe einzuordnen. Hierbei bietet ihm der Wortlaut des Art.14 der 
Rev. Berner Übereinkunft vom 2. Juni 1928, der von dem ausschließ- 
lichen Recht der Urheber, die Wiedergabe, Bearbeitung und öffent- 
liche Vorführung ihrer Werke durch die Kinematographie zu ge- 
statten, spricht, eine gute Stütze. Der Art.14 Rev. Berner Über- 
einkunft kann jedoch nicht als Ausgangspunkt der nachstehenden 
Erörterungen genommen werden, denn, wie Goldbaum selbst 
sagt: „Deutschland ist in seiner Gesetzgebung souverän und in 
Deutschland gilt das deutsche Gesetz.“3) Die Rev. Berner Über- 
einkunft vom 2. Juni 1928 ist aber noch nicht Gesetz, sie ist lediglich 


1) Goldbaunm, Tonfilmrecht S. 23 t. 

2) So z.B. Wolff in Arch. f. Urh.-, Film- u. TheaterR. 1929 Bd.2 
Hefti 8.121; Neugebauer, Fernmelderecht S. 844. 

9) Goldbaum, Tonfilmrecht S. 52. 
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Richtschnur für den künftigen Gesetzgeber. Die Bestimmungen 
des LitUG. über die Befugnis zur kinematographischen Wieder- 
gabe — $$12 Abs.2 Nr.6, 14 Nr.5 — passen aber ihrem ganzen 
Wortlaut nach nicht auf den Tonfilm. Die angeführten Bestim- 
mungen handeln nur von der ausschließlichen Befugnis des Urhebers 
für die Benutzung eines Schriftwerkes zum Zwecke der kinemato- 
graphischen Wiedergabe. Die Vertonfilmung eines Tonkunstwerkes 
würde mithin nicht hierunter fallen, denn das Tonkunstwerk ist 
kein Schriftwerk, das LitUG. unterscheidet in $1 ausdrücklich 
Schriftwerke und Tonkunstwerke, und an dieser Scheidung ist 
wegen $11 Abs.3 LitUG. festzuhalten 2). Goldbaum?) begegnet 
dieser Schwierigkeit mit der Bemerkung, die Einschränkung erkläre 
sich daraus, daß dem Gesetzgeber verfilmte Musik unbekannt ge- 
wesen sei; er sehe keinen Grund, nicht von verfilmter Musik zu 
sprechen. Damit setzt er sich einfach über die Schwierigkeit, die 
der Wortlaut der S$12 Abs.2 Nr.6, 14 Nr.5 für ihre Anwendung 
auf den Tonfilm bietet, hinweg, räumt sie aber nicht aus dem Wege. 

Und weiterhin spricht 812 LitUG. Abs. 2 Nr. 6 von einer „bild- 
lichen Darstellung“, das Werk, daß auf dem Tonfilmband fest- 
gehalten ist, wird aber bei seiner Wiedergabe durch Abrollen des 
Tonfilmstreifens nicht bildlich dargestellt. Es wird überhaupt 
nichts dargestellt, sondern das vertonfilmte Werk wird unverändert 
wiedergegeben. Die Versuche, den Tonfilm wenigstens unter $14 
Nr.5 zu bringen, der nicht von „bildlicher Darstellung“ spricht, 
scheitern m.E. daran, daß $14 Nr.5 auf 812 Abs.2 Nr.6 Bezug 
nimmt. Neugebauer‘) sagt sehr treffend über die Anwendung 
der $812 Nr. 6, 14 Nr.5 LitUG. auf den Tonfilm: „Ohne eine rück- 
sichtslose ‚Auslegung‘ (Umdeutung?) würde es also nicht gehen.“ 

M.E. kann man den Tonfilm überhaupt nicht unter den Be- 
griff der Kinematographie bringen. Kinematographie ist die Be- 
wegungsphotographie mittels kinematographischer Aufnahme- und 
Vorführungsapparate, die auf der schnell aufeinanderfolgenden 
Herstellung vieler photographischer Momentaufnahmen, die einen 
bewegten Gegenstand in den verschiedenen Bewegungsphasen 
zeigen, und auf der gleichartigen Vorführung einer Kopie durch 
Projektion beruht. In diese Begriffsbestimmung läßt sich der Licht- 
tonfilm nicht einordnen. Einmal enthält der Lichttonfilm keine 
Bewegungsphotographie. Unter Bewegungsphotographie ist die 


*) Vgl. auch oben $41Ia. 
5) Goldbaum a.a.0. 8.23. 
6%) Neugebauera.a.O. S. 844: 
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Aufnahme und bildliche Wiedergabe optisch wahrnehmbarer Be- 
wegungen zu verstehen. Daher können nur körperliche Gegenstände 
kinematographisch aufgenommen werden. Bei der Lichttonfilm- 
aufnahme wird aber kein körperlicher Gegenstand aufgenommen. 
Aufnahme setzt ein Objekt voraus, das in der Aufnahme erkennbar 
bleibt. Und das ist beim Lichttonfilm nicht der Fall. „Während 
beim Bildfilm jede einzelne Photographie dazu dienen kann, den 
photographischen Gegenstand zu erkennen, vermag der bloße An- 
blick des Tonfilms noch nicht einmal darüber Aufschluß zu geben, 
daß überhaupt Töne zu seiner Herstellung verwendet worden sind, 
geschweige denn welche.“’) Die gemeinsame Verwendung eines 
Lichtbildstreifens und die Benutzung der Photographie ist das 
einzige, was den Lichttonfilm mit dem Bildfilm verbindet. Eine 
Analogie von Lichttonfilm und Bildfilm kann man aber hierauf 
nicht stützen. Der Filmstreifen dient beim Tonfilm ganz anderen 
Zwecken als beim Bildfilm, und auch die Photographie spielt beim 
Tonfilm eine andere Rolle. Beim Bildfilm wird ein Gegenstand, 
das Aufnahmeobjekt, photographiert und diese Photographie nach- 
her als Stellvertreter für das Objekt projiziert. Was aber beim Ton- 
film photographiert wird, ist nicht das Aufnahmeobjekt: der Ton 
— Töne kann man nicht photographieren —, sondern die Intensi- 
tätsschwankungen oder Ablenkungen eines Lichtstrahls. Und was 
beim Tonfilm unter „Vergrößerung“ durch den Lautsprecher pro- 
jiziert wird, sind nicht die photographierten Lichtintensitäts- 
schwankungen, sondern Töne, die mit denen bei der Aufnahme 
identisch sind. 

Wenn Goldbaum beim Tonfilm (und zwar auch beim 
reinen Musik- und Sprechtonfilm) von einem kinematographischen 
Erzeugnis spricht, so bildet er damit einen Begriff der Kinemato- 
graphie, der m.E. nicht im Sinne des Gesetzes liegt. Das Gesetz 
versteht unter Kinematographie die Wiedergabe von Begebenheiten 
durch die Wiedergabe ihrer photographischen Aufnahmen. Der 
Vorgang, der beim Tonfilm aufgenommen wird, ist die akustische 
Wiedergabe eines Werkes. Zum Gebiete der Kinematographie ge- 
hört aber die Wiedergabe von Vorgängen, bei denen die Folge der 
Begebenheiten durch das Auge des Beschauers hergestellt wird ®). 
Dies ergibt sich schon rein äußerlich daraus, daß die eigentliche 
Quelle des kinematographischen Urheberrechts, der $15a Kunst- 


?) Cahn-Speyer in Gew.RSch.u.UrhR. 1929 S. 544. 
8) Vgl. Osterrieth-Marwitz, Kunstschutzgesetz, Kommen- 
tar S. 127. 
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SchG., im Kunstschutzgesetz steht. In der Begründung zu $S15a 
heißt es: „Seinem Inhalte nach ist der neue Schutz von der Be- 
schaffenheit, wie ihn das Urheberrecht für Werke der Literatur 
gewährt; die Erzeugnisse, für die er vorgesehen wird, fallen aber 
nicht unter das Gesetz vom 19. Juni 1901, und deshalb hat die neue 
Vorschrift ihren Platz in dem Kunstschutzgesetze, nicht in dem 
literarischen Urheberrechtsgesetze zu finden.“°) Das Kunstschutz- 
gesetz behandelt nur das Urheberrecht des bildenden Künstlers. 
Der besondere Gegenstand des Kunstschutzes ist die künstlerisch 
geschaffene bildnerische Schöpfung. Auf den Kunstwert der bild- 
nerischen Schöpfung kommt es dabei nicht an, ausschlaggebend 
ist, „daß es sich um eine künstlerische Schöpfung in Gestalt bild- 
nerischer Darstellung handelt“10%). Wo liegt aber beim Tonfilm 
eine derartige Schöpfung? Die Zeichen auf dem Tonfilmband 
— die sogenannte Dichteschrift —- können doch unmöglich als eine 
bildnerische Darstellung des fixierten Werkes gewertet werden. 
Sodann spricht $15a KunstSchG. ausdrücklich von der „bildlichen 
Wiedergabe der dargestellten Handlung“, von der „Anordnung des 
Bühnenvorganges“ und der „Verbindung der dargestellten Be- 
gebenheiten“. Der Tonfilm gibt aber weder eine Handlung bildlich 
wieder, noch stellt er Begebenheiten dar. 

Goldbaum selbst gibt auf die Frage, was man unter kine- 
matographischer Wiedergabe zu verstehen habe, die Antwort: „Die 
Darstellung eines Werkes durch Bild und Schrift (‚Titel‘) auf 
einem Filmstreifen, und dessen Projektion zum Zwecke der Ver- 
größerung.“1!) Er fährt dann aber fort: „Unter diese Definition 
läßt sich der Lichttonfilm bringen — mutatis mutandis —. Das 
Wesentliche ist der Filmstreifen, seine Vorführung durch Abrollen 
und die vergrößernde Projektion. All das hat der Lichttonfilm 
auch: den Filmstreifen, seine Vorführung durch Abrollen — und 
die Tonprojektion.“ M.E. ist dies gerade sehr unwesentlich. Das 
Wesentliche ist die bildnerische Darstellung, und gerade die fehlt 
beim Tonfilm. Als bildliche Darstellung gilt nach der allgemeinen 
Anschauung, wie das Kammergericht in einer Entscheidung aus- 
geführt hat!?), nur die Wiedergabe von sinnfälligen Gegenständen, 
Handlungen und Ereignissen durch den Maler, den Bildhauer, den 
Photographen oder andere Künstler. Der Tonfilm gibt aber nichts 
Gegenständliches wieder, sondern etwas Immaterielles. Gold- 


®) Vgl. Osterrieth-Marwitz a.a.0. 

20) Elster, Urh.u.ErfR. 2. Aufl. S. 178. 

1) Goldbaum, Tonfilmrecht S. 24. 

12) Arch. f. Urh.-, Film- u. TheaterR. 1929 Bd. 2 S. 92. 
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baum begeht m.E. den Fehler, daß er den Tonfilm nur in seiner 
untrennbaren Verbindung mit dem Bildfilm betrachtet, ein Fehler, 
den auch Baum in seiner Besprechung des Goldbaumschen 
Kommentars zur Berner Übereinkunft 13) rügt. 

Zum Schluß mag noch kurz ausgeführt werden, daß sich auch 
bezüglich der Wiedergabe des Tonfilms die Vorschriften für die 
Kinematographie nicht anwenden lassen. $15a KunstSchG. spricht 
nur von der „ausschließlichen Befugnis, das Werk öffentlich vorzu- 
führen“. Von einer Vorführung kann man aber m. E. bei der Wieder- 
gabe eines vertonfilmten Werkes nicht reden. Vorführung im Sinne 
des $15a KunstSchG. ist die Wiedergabe mittels mechanischer 
oder optischer Einrichtungen eines nur bildlich wirkenden Werkes. 
Vorführen kann man daher nur den optischen Film, nicht den 
akustischen. Daß bei der Wiedergabe eines Tonfilms auch ein 
Filmband abläuft wie beim Bildfilm, darf nicht dazu verleiten, 
auch die Wiedergabe eines akustischen Films als „Vorführung“ 
anzusehen, denn wenn auch dasselbe Material (Filmstreifen) Ver- 
wendung findet, so ist doch die Verwendungsweise beim Bild- und 
Tonfilm — wie oben dargelegt — eine verschiedene. 


bb) Stellt insbesondere die Vertonfilmung eines Werkes eine 
Bearbeitung eines Werkes zur mechanischen Wiedergabe dar? 


Die Frage, ob die Tonfilmaufnahme eines Werkes eine Be- 
arbeitung des Werkes zur mechanischen Wiedergabe darstellt, ob 
mit anderen Worten der Tonfilmstreifen als Vorrichtung für In- 
strumente zur mechanischen Wiedergabe anzusehen ist, liegt nahe. 
Sie liegt näher als die im vorhergehenden Kapitel behandelte Frage, 
denn der Tonfilm dient ebenso wie die mechanischen Instrumente 
der Wiedergabe von Werken der Literatur und der Tonkunst für 
das Gehör. 

Die Stellung der Frage ist möglich. Sie verfällt nicht schon 
deshalb der Ablehnung, weil die Vertonfilmung eines Werkes keine 
Bearbeitung darstellt, denn, wie bereits oben erwähnt, sind solche 
Vorrichtungen nach dem Gesetz Vervielfältigungen, die nur einer 
Bearbeitung gleichgestellt werden. In $2 Abs.2 LitUG. heißt es: 
„Wird ein Werk der Literatur oder der Tonkunst durch einen per- 
sönlichen Vortrag auf Vorrichtungen für Instrumente übertragen. 
die der mechanischen Wiedergabe für das Gehör dienen, so steht 


23) Baum in Gew.RSch.u.UrhR. 1929 S. 376. 
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die auf diese Weise hergestellte Vorrichtung einer Bearbeitung 
des Werkes gleich.“ Als Bearbeiter gilt nach $2 Abs.2 Satz 3 der 
Vortragende. 

Daß demjenigen, der durch seinen persönlichen Vortrag das 
Werk auf Vorrichtungen zur mechanischen Wiedergabe überträgt, 
vom Gesetz Bearbeitereigenschaft verliehen wird, ist als eine wenig 
glückliche Lösung zu bezeichnen!). Die Leistung des Vortrags- 
künstlers ist — wie bereits an anderer Stelle dargelegt —, nicht 
einer Bearbeiterleistung gleichzusetzen °). Wenn es in der Begrün- 
dung zum 82 Abs.2 (Art.I Nr.2 der Novelle von 1910)3) heißt: 
„Die individuelle Leistung, die in dem persönlichen Vortrag liegt, 
kann, wenn sie durch das Herstellen einer Vorrichtung festgelegt 
ist, sehr wohl einer Bearbeitung des literarischen oder musikalischen 
Werkes gleichgeachtet werden“, so vermag dieser Satz die Vor- 
schrift des 82 Abs.2 LitUG. nicht zu retten, denn er verkennt die 
unterschiedliche Behandlung der urheberrechtlichen Stellung des 
schöpfenden Künstlers und des nur reproduzierenden Künstlers. 
Ersterer schafft das Werk, gibt seiner Geistesidee eine verkehrs- 
fähige Form. Letzterer gibt dieses in verkehrsfähige Form ge- 
gossene Geistesprodukt nur wieder, schafft es nach, durchdrungen 
mit seinen künstlerischsen Darstellungsfähigkeiten. Sein Recht ist 
daher ein anderes als das des Verfassers. Sein Urheberrecht darf 
sich nur auf seine Vortragsgestaltung beschränken, es darf nicht 
in das Urheberrecht des Verfassers des Werkes, das er vorträgt, 
eingreifen, selbst dann nicht, wenn seine Vortragsgestaltung durch 
„Vorrichtungen“ eine dauernde Form erhalten hat. Hiernach würde 
für einen Vortragskünstler, der ein noch geschütztes Werk zur 
Grammophonaufnahme vorgetragen hat, nur seine besondere, eigen- 
artige Vortragsgestaltung urheberrechtlich zu schützen sein, wäh- 
rend das Urheberrecht am Werke mit den im $11 LitUG. aufge- 
führten ausschließlichen Befugnissen ungeschmälert dem Verfasser 
verbleiben würde. Bei dem bestehenden Rechtszustand erlangt da- 
gegen dieser Vortragskünstler an dem auf der Platte festgehaltenen 
Werk ein Urheberrecht als Bearbeiter des Werkes, und damit für 
diese Bearbeitung — die Genehmigung des Verfassers hierzu vor- 
ausgesetzt — die ausschließlichen Befugnisse des $11 LitUG.:). 
Hier liegt im Gesetz ein bedauerlicher Fehler des Gesetzgebers, 


1) Elster (Urh.u.ErfR. 2. Aufl. S.111) nennt diese Stelle des Ge- 
setzes eine schwere Crux des Urheberrechts. 

2) Vgl. oben $ 4Ib a.E. 

3%) Reichstagsdrucks. Bd.275, XII. LegPer. II. Sess. 1909/10 S. 1793. 

4) Vgl. oben $ 4Ib. 
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mit dem man sich jedoch abfinden muß). Wie aus der Begrün- 
dung $) hervorgeht, ist zudem die Bestimmung des $2 Abs. 2 LitUG. 
nur geschaffen worden, um dem Wunsche einer Industrie, die ihrer- ° 
seits einen Schutz für die von ihr hergestellten Walzen, Bänder, 
Platten usw. gegen unbefugte Nachbildung erhalten wollte, ent- 
gegenzukommen: „Es entspricht nur der Billigkeit, der Industrie, 
die sich Beschränkungen ihrer bisherigen Freiheit unterwerfen muß, 
einen Schutz gegen unberechtigte Nachbildung ihrer oft mit großen 
Kosten erworbenen Vorrichtungen zu bewilligen.“ Wenn nun zwar 
82 Abs.2 Satz3 LitUG. nicht den Hersteller der den Vortrag 
fixierenden Vorrichtung als Urheber schützt, sondern den Vor- 
tragenden, so deshalb, weil dieser „in der Praxis sein Recht regel- 
mäßig dem industriellen Unternehmen übertragen wird“?). 

Für das Übertragen eines Werkes auf Vorrichtungen für In- 
strumente zur mechanischen Wiedergabe findet sich die grund- 
legende Bestimmung — von dem soeben behandelten $2 Abs.2 ab- 
gesehen — in $12 Abs.2 Nr.5 LitUG. Der 812 Abs.2 Nr.5 be- 
stimmt als ausschließliche Befugnis des Urhebers insbesondere 
„die Übertragung des Werkes auf Vorrichtungen für Instrumente, 
die der mechanischen Wiedergabe für das Gehör dienen, insbeson- 
dere auf auswechselbare Scheiben, Platten, Walzen, Bänder und 
sonstige Zubehörstücke solcher Instrumente“. Gemeint sind also 
vom Gesetz Vorrichtungen, auf denen das Werk festgehalten wird, 
und die es möglich machen, das Werk jederzeit und beliebig oft 
zu wiederholen®). Die Frage, ob wir es beim Tonfilm mit solchen 
Vorrichtungen zu tun haben, kann nun nicht einheitlich gestellt 
und beantwortet werden. Da sich eine Antwort nur unter Berück- 
sichtigung der technischen Vorgänge finden läßt, so ist; die Frage 
für die verschiedenen technischen Verfahren, die beim Tonfilm 
Verwendung finden, getrennt zu untersuchen. 

Zunächst das Nadeltonverfahren: Dieses Verfahren, auch 
Reliefverfahren genannt, als dessen Erfinder de Pineaud zu gelten 
hat, sah eine Gravierung der Töne auf dem Filmband vor, und 
zwar entweder in den Rand des Filmstreifens derart, daß dieser 
gezackt wurde (Transversalschrift) oder auf dem Filmstreifen, 


5) Goldbaum (Komm. $ 2 VIII) sagt über $ 2 Abs. 2 mit Recht: 
„Der zweite Absatz wirft einen der tragenden Gedanken des Gesetzes ein- 
fach un.“ 

®) Begr. a.a.0. 

?) Begr. a.a.0. 

8) Vgl. Allfeld, Komm. $2 Anm.5; Neugebauer, Fern- 
melderecht S. 817. 
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der vorher durch eine Lösung aufgeweicht und so für die Gra- 
vierung vorbereitet wurde (Tiefschrift). Hierher gehört auch das 
- Verfahren von Bothe und Waltz, das darin besteht, daß man den 
Tonfilmstreifen entsprechend den Tonschwingungen aufrauht und 
durch eine Einrichtung abtastet, die mit leichter Reibung gegen 
den Tonfilmstreifen drückt und je nach der Rauheit der Tonzeichen 
vom Zug des Films mehr oder weniger mitgerissen wird®). 

Liegt nun bei Anwendung des Nadeltonverfahrens beim Ton- 
film eine Vorrichtung für Instrumente im Sinne der 882 Abs.2, 
12 Abs.2 Nr.5, 14 Nr.4 LitUG. vor? Ich bejahe es. Das Relief- 
verfahren stellt lediglich eine Abart des Schallplattenverfahrens 
dar. Bei letzterem werden die Schallschwingungen auf der Schall- 
platte in Spirallinien eingraviert und sodann durch einen Stift ab- 
getastet. Beim Reliefverfahren ändert sich hieran nur insoweit 
etwas, als die Schallplatte (Hartgummipatte) durch den Film- 
streifen ersetzt wird, also lediglich das Material, das die Gravur 
trägt, ein anderes wird. 

Goldbaum!°) sieht das Tonfilmband, dessen Randzacken 
oder dessen bearbeitete Oberfläche von einem Stift abgetastet 
wird, nicht als eine Vorrichtung für Instrumente zur mechanischen 
Wiedergabe an, weil der Tonfilmstreifen und die Tonfilmapparatur 
kein Instrument im Sinne der Gesetzesbestimmungen sei. Der Ton- 
filmstreifen ist zwar ebensowenig ein Instrument wie die Schall- 
platte, aber er stellt wie die Schallplatte eine Vorrichtung dar, auf 
der das Werk festgehalten wird und die es ermöglicht, das Werk 
jederzeit und beliebig oft zu wiederholen, und solche Vorrichtungen 
meint das LitUG.4). Und die Tonfilmapparatur ist ebenso wie 
das Grammophon ein Instrument für solche Vorrichtungen, denn 
unter „Instrument“ ist eine Apparatur zu verstehen, die, von 
Menschenhand in Bewegung gesetzt, ohne weiteres menschliches 
Zutun das Werk so, wie es auf der Vorrichtung festgehalten ist, 
wiedergibt. Und schließlich erfolgt auch die Tonabnahme wie beim 
Grammophon auf mechanischem Wege durch einen Stift (Gram- 
mophonnadel). 

Von der Verschiedenheit des Aufnahmematerials abgesehen, 
weist also der Nadeltonfilm gegenüber der Schallplatte und phono- 
graphischen Walze keine Besonderheiten auf, und ich halte daher 
dafür, daß man bei Verwendung des Nadeltonverfahrens die Vor- 


®) Vgl. oben $ 2. 
1) Goldbaum, Tonfilmrecht S. 13. 
1) Vgl. Cahn-Speyer in GewRSch.u.UrhR. 1929 S. 550. 
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schriften über die mechanische Wiedergabe auf den Tonfilm direkt 
anwenden muß. 

Nicht ganz so einfach liegt es bei Verwendung des Lichtton- 
verfahrens und der elektromagnetischen Aufzeichnung. Beim Licht- 
tonverfahren ist der technische Vorgang kurz folgender: Der vor 
einem Mikrophon stattfindende Vortrag erzeugt Schallschwin- 
gungen, die durch das Mikrophon weitergeleitet werden und Licht- 
wirkungen auslösen, deren Schwankungen auf einem Filmstreifen 
photographisch aufgenommen werden. Dieser mit der „Dichte- 
schrift“ versehene Film hält das Werk fest und gibt es jederzeit 
und beliebig oft wieder, sobald man den Film durch einen Licht- 
strahl beleuchtet, in dem die Intensitätsstreifen des Tonfilmbandes 
den konstanten Lichtstrahl für eine lichtempfindliche Selenzelle 
oder photographische Zelle verschieden stark abblenden, wodurch 
elektrische Ströme ausgelöst werden, die das Mikrophon ent- 
sprechend den Schallwellen bei der Aufnahme in Schwingungen 
versetzen. 

Im Vergleich zu dem beim Nadeltonfilm Gesagten ändert sich 
nun insoweit nichts, als das Tonfilmband eine Vorrichtung und die 
Wiedergabeapparatur ein Instrument im Sinne der Gesetzes- 
bestimmungen ist. Das Gesetz spricht nun aber von Vorrichtungen, 
die der mechanischen Wiedergabe für das Gehör dienen, die Wieder- 
gabe beim Lichttonfilm ist aber keine mechanische. Beim Nadel- 
tonfilm und Grammophon erfolgt die Wiedergabe dadurch, daß 
eine Nadel den Gravuren auf dem Filmband bzw. der Schallplatte 
folgt und dementsprechend eine Membrane in Schwingungen ver- 
setzt oder elektrische Ströme erzeugt, die zu einem Mikrophon 
leiten. Die Wiedergabe ist also, da sie durch eine Nadel bewirkt 
wird, eine rein mechanische im streng physikalischen Sinne. Beim 
Lichttonfilm erfolgt aber die Wiedergabe auf optischem Wege. 
Die Tonabnahme von dem Tonfilmband als „Vorrichtung“ durch 
die Tonfilmapparatur „als Instrument“ — hierauf kommt es allein 
an, nicht auf die Art und Weise der akustischen Verlautbarung, 
worauf es anscheinend Goldbaum'?) abstellt — erfolgt nicht 
mechanisch durch eine Nadel oder einen sonstigen Gegenstand, 
sondern die auf dem Filmband durch die „Dichteschrift“ fest- 
gehaltenen Schallschwingungen werden der lichtempfindlichen 
Zelle optisch mitgeteilt. 

Und beim Stahldrahtverfahren (elektromagnetische Auf- 
zeichnung) erfolgt die Wiedergabe auf elektromagnetischem Wege. 


2) Goldbauma.a.0.S$. 19. 
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Hier geht die Wiedergabe so vor sich, daß das Filmband mit dem 
Stahldraht:3), das entsprechend den durch die Schallwellen aus- 
gelösten Wechselströmen magnetisiert ist, an den Polen cines 
Magneten oder durch eine Drahtspule vorbei- oder hindurch- 
bewegt wird und so im Magneten wie in der Spule Wechselströme 
erzeugt, die genau den bei der Aufnahme ausgelösten Wechsel- 
strömen entsprechen. Hiernach verbietet sich eine direkte An- 
wendung der Vorschriften über die mechanische Wiedergabe auf 
den Lichttonfilm und den elektromagnetischen Stahldrahttonfilm, 
und es bleibt nur die Frage nach einer analogen Anwendung dieser 
Vorschriften. Goldbaum!:) lehnt eine analoge Anwendung 
dieser „scharf auf die mechanische Wiedergabe zugunsten einer 
Industrie eingestellten Ausnahmevorschriften (Privilegien)“ ab, da 
einmal die Analogie fehle, sodann die analoge Anwendung der aus 
den Privilegien fallenden Bestimmungen unzulässig sei. Im Jahre 
1910 bei Erlaß der Novelle, durch die diese Vorschriften Gesetz 
geworden sind, habe man unter einer „Vorrichtung für Instru- 
mente, die der mechanischen Wiedergabe für das Gehör dienen“, 
zweifellos nicht den Tonfilm verstanden. Legislatorisch sei der 
Tonfilm in Deutschland eine Erscheinung des Jahres 1928. Gold- 
baum räumt nun zwar ein, daß in dem Ausdruck „Instrumente“ 
auch dem Gesetzgeber unbekannte oder erst später konstruierte 
„Instrumente“ sehr wohl einbegriffen sein können, aber diese neuen 
Konstruktionen müssen zum Kreise der damals genannten „In- 
strumente“ gehören, und das könne man vom Tonfilmstreifen und 
vom Wiedergabeapparat unter keinen Umständen sagen. Diesen 
Ausführungen Goldbaums vermag ich nicht zu folgen. Eine 
Analogie ist m. E. sehr wohl gegeben. Wie schon an anderer Stelle 
erwähnt, sind in den Bestimmungen über die mechanische Wieder- 
gabe Vorrichtungen gemeint, auf denen die Wiedergabe eines 
Werkes festgehalten wird, und die es ermöglichen, das Werk so, 
wie es auf die Vorrichtung übertragen worden ist, jederzeit und 
beliebig oft wiederzugeben. Wenn das Gesetz in seinen Bestim- 
mungen nur von Vorrichtungen zur mechanischen Wieder- 
gabe spricht, so liegt das daran, daß bei seinem Erlaß andere als 
mechanische Wiedergabe-Instrumente nicht bekannt waren. Dar- 
aus durch einen Gegenschluß zu folgern, daß die Bestimmungen 
auf nichtmechanische Wiedergabegeräte keine Anwendung finden 


13) Statt des Stahldrahtes kann auch magnetisierbares Pulver, das 
man auf den Film streut, genommen werden. 
A) Goldbaum a.a.0. 8. 13/19. 
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können, widerspricht der ratio legis. Sprechmaschinen fallen nach 
der Begründung 5) „ohne Unterschied des Grades ihrer Voll- 
kommenheit „unter die Vorschriften über die Instrumente, welche 
der mechanischen Wiedergabe für das Gehör dienen; und was ist 
schließlich das Tonfilmwiedergabegerät anderes als eine besondere 
Art Sprechmaschine: An die Stelle der Schallplatte und des Gram- 
mophonapparates sind Tonfilmband und Tonfilmapparatur ge- 
treten; der belichtete bzw. magnetisierte Tonfilmstreifen hat die 
gleiche Funktion wie die Schallplatte und die Tonfilmapparatur 
die gleiche Funktion wie das Grammophon. 

Ein Beispiel mag noch zeigen, in welche Schwierigkeiten man 
gerät, wenn man der Goldbaumschen Ansicht folgt und die 
Anwendung des „Grammophonrechts“ — wenn ich es so nennen 
darf — auf den 'Tonfilm verneint. In seinem Aufsatz: „Der tönende 
Film“ weist Dr. Hans Böhm!) auf eine wichtige Anwendungs- 
möglichkeit des Tonfilms hin, die in der Erzeugung von Schall- 
platten an Hand der Filmaufzeichnung liegt, „derart, daß die von 
der Photozelle kommenden Ströme an Stelle des Lautsprechers die 
Graviervorrichtung einer Schallplattenmatrize steuern“. Kommen 
hierbei nun die Bestimmungen über die mechanische Wiedergabe 
zur Anwendung oder nicht? Es werden zwar Vorrichtungen für 
Instrumente zur mechanischen Wiedergabe für das Gehör ge- 
schaffen, nämlich Schallplatten, aber die Übertragung des Werkes, 
das sie wiedergeben, erfolgt nicht, wie es $2 Abs.2 LitUG. vor- 
sieht, durch einen persönlichen Vortrag, sondern durch Abrollen 
eines Tonfilmbandes. Die Anhänger der Goldbaumschen An- 
sicht müssen hier, wie sie auch entscheiden, zu einer unbefriedigen- 
Lösung kommen. 


e) Stellt dietonfilmmäßige Wiedergabe eines 
Werkeseine Verbreitung des Werkesim Sinne 
des $11 Abs. 1 LitUG. dar? 


Neben der Vervielfältigungsbefugnis hat der Urheber nach 
811 Abs.1 LitUG. noch die ausschließliche Befugnis, sein Werk 
gewerbsmäßig zu verbreiten. Verbreiten eines \Verkes bedeutet 
ganz allgemein: das Werk anderen zu bestimmungsgemäßem Ge- 
brauch zugänglich zu machen). Dieser allgemeine Begriff ist aber 


15) Begr. a.a.O. S. 1789. 


2) Tonfilmzeitung Januar 1929. 
1) Vgl. Allfeld, Komm. $11 Anm. 4. 
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im $11 Abs.1 LitUG. mit dem Wort „Verbreitung“ nicht gemeint. 
Nach der Entstehungsgeschichte des Gesetzes ist nicht jedes Zu- 
gänglichmachen des Werkes als Verbreitung des Werkes anzu- 
sehen, sondern nur das Zugänglichmachen von Werkexemplaren. 
In der Begründung zum Entwurf des Gesetzes vom 19. Juni 1901°) 
heißt es: „Als Verbreitung ist in Übereinstimmung mit dem Sprach- 
gebrauche des bisherigen Gesetzes jede Überlassung eines Exem- 
plares zu verstehen, nicht aber die bloße Mitteilung seines Inhalts 
— das Vorlesen des Schriftwerkes, der Vortrag des Musikstückes.“ 
Nach dieser Begriffsbestimmung liegt also ein Verbreiten des 
Werkes dann vor, wenn ein Werkexemplar anderen als den bei 
der Herstellung Beteiligten zugänglich gemacht wird®). Die 
akustische Wiedergabe eines Tonfilms würde hiernach also keine 
Verbreitung des fixierten Werkes im Sinne des $11 Abs.1 LitLG. 
darstellen, eine solche würde vielmehr nur in der Weitergabe des 
Tonfilmstreifens als Vervielfältigungsexemplar des fixierten 
Werkes liegen. 

Durch die Entwicklung der Technik wurden Rechtsprechung 
und Wissenschaft vor die Frage gestellt, ob der Begriff der Ver- 
breitung auf den Vertrieb von körperlichen Werkexemplaren zu 
beschränken ist oder ob er ausdehnend zu interpretieren ist, und 
ein Zugänglichmachen auch in anderer Form als durch Werk- 
exemplare als ein Verbreiten im Sinne des LitUG. anzusehen ist. 
Das Reichsgericht hat sich in den bekannten Rundfunkurteilen *) 
zu letzterer Ansicht bekannt. Leider hat es unterlassen, eine neue 
Begriffsbestimmung der Verbreitung zu geben, und sich lediglich 
darauf beschränkt, die Wiedergabe durch Rundfunk als Verbrei- 
tung des Werkes zu bezeichnen. Die angeführten Entscheidungen 
des RG. bedeuten eine bewußte Abweichung von der bisherigen 
Rechtsauffassung. Das Reichsgericht verkennt nicht, daß die An- 
wendung des Begriffes Verbreitung in Lehre und Rechtsprechung 
bisher auf solche Fälle beschränkt worden ist, „die nach dem Zu- 
stand unserer Nachrichtenmitteltechnik praktisch allein in Be- 
tracht kamen: auf die Weitergabe von Werkexemplaren, die durch 
Vervielfältigung hergestellt waren“. Es glaubt jedoch dem Fort- 
schreiten der Technik Rechnung tragen und eine weitere Fassung 


2) Reichstagsdrucks. Nr. 97, 10. LegPer. 2. Sess. 1900/01; Begr. 8. 21. 

?2) Vgl. Marwitz-Möhring, Komm. $1li Anm.1l; RGZ. 
Bad. 107 S. 277. 

4) Das grundlegende Urteil des RG. vom 12. Mai 1926 i. Sa. der 
Funkstunde wider Hugo von Hofmannsthal ist im Anhang von Gold- 
baums Tonfilmrecht abgedruckt (S. 65). 
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der Begriffes „verbreiten“ annehmen zu müssen, wie bereits unter 
der Herrschaft des Urheberrechtsgesetzes vom 11. Juni 1870 namhafte 
Schriftsteller zur Verbreitung jede Handlung rechneten, „durch 
die das Geisteswerk einer Mehrzahl von Personen zugänglich ge- 
macht werde“, sei es durch Mitteilung von Exemplaren, durch 
Vorlesung oder Aufführung, Ausstellung oder Auslegung). Man 
dürfe nicht bei der bislang herrschenden Begrenzung des Verbrei- 
tungsbegriffes haltmachen und sich zur Gesetzesauslegung auf eine 
Begründung berufen, die vor der Zeit solcher Wandlungen des 
Verkehrslebens liegt. Die Begründung dürfe nur insoweit heran- 
gezogen werden, als sie über den Zweck, dem das Gesetz oder ein- 
zelne seiner Vorschriften nach den Umständen der Entstehungs- 
zeit dienen sollte, Aufschluß erteilen soll, soweit das später noch 
von Wert sein kann. Wörtlich heißt es in der Entscheidung: „Der 
von der Begründung bestätigte, auch ohne sie klar ersichtliche 
Zweck und Grundgedanke des Gesetzes ist: dem Schöpfer eines 
Schriftwerkes dessen volle wirtschaftliche Ausbeute mit nur 
wenigen bestimmt geregelten Einschränkungen unverkürzt zu- 
kommen zu lassen ... Denn weder der Gesetzesausdruck noch 
der allgemeine Sprachgebrauch nötigte, wie das Berufungsurteil 
mit Recht hervorhebt, zu der engen Begrenzung, die man nach 
dem Stande der Technik auf dem Gebiete des Nachrichtenverkehrs 
als ausreichend glaubte ansehen zu müssen. ‚Verbreiten‘ nach all- 
gemeinem Sprachgebrauche beschränkt sich nicht auf solche Fälle, 
in denen die körperliche Erscheinungsform eines Gedankens oder 
Geisteswerkes zugänglich gemacht wird, sondern hat einen sehr 
viel weiteren Sinn, den der Übermittelung einer Kenntnis an 
andere ... Mit Recht hebt das Urteil des Berufungsgerichts her- 
vor, daß die Auslegung des Gesetzes nicht starr und unbeweglich 
sein dürfe, sondern dem jeweiligen Stande der Erkenntnis und 
der Bedürfnisse des Lebens entsprechen und genügen müsse. Bei- 
zutreten ist ihm darin, daß es sich hier nicht um eine Gesetzes- 
lücke handelt, sondern um eine Lücke der Auslegung, die sich 
herausgestellt hat durch neue, die Unzulänglichkeit des bisherigen 
Maßstabes beweisende Erfahrungen. Diese Lücke muß durch be- 
richtigte Auslegung geschlossen werden. Bekennt man sich zu 
dieser Auslegung des Verbreitungsbegriffes, dann ist auch die 
Wiedergabe — das Abrollen — eines Tonfilms als eine Verbreitung 
des fixierten Werkes im Sinne des Urhebergesetzes anzusehen.“ 

Die Ausführungen des Reichsgerichts sind aber nicht unwider- 


5) So Gierke, Deutsches Privatrecht I S.805 $87 IV. 
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sprochen geblieben. Man kann wohl sagen, daß die Mehrzahl der 
Schriftsteller entgegengesetzter Ansicht ist. Es läßt sich zunächst 
nicht bestreiten, daß die Wiedergabe eines Werkes durch den Rund- 
funk oder Tonfilm eine Verbreitung darstellt, denn das betref- 
fende Werk wird einem breiteren Kreise zur Kenntnis oder Wahr- 
nehmung gebracht. Verbreitung ist, wie das Landgericht III 
Berlin®) ausgeführt hat, „die soziologische Hauptform des 
Zugänglichmachens eines Werkes, dadurch gekennzeichnet, daß 
das bei ihr angewandte Verfahren die Möglichkeit in sich 
schließt, das Werk in räumlich unbegrenzte Weiten der zivili- 
sierten Erdoberfläche zu tragen“. Dieser allgemeine Begriff des 
Verbreitens ist aber, wie Osterrieth?) mit Recht ausführt, 
etwas grundsätzlich anderes als der Begriff der Verbreitung, den 
das Urheberrechtsgesetz aufstellt. Das LitUG. versteht unter „Ver- 
breiten“ lediglich die Verbreitung von vervielfältigten Exemplaren 
eines Werkes. Es sind also beide Male mit dem gleichen Wort 
zwei verschiedene Begriffe verbunden. Der Verbreitungsbegriff des 
LitUG. ist enger, er umfaßt von den vielen Mitteln der Verbreitung 
nur die Verbreitungsmöglichkeit durch den Vertrieb verviel- 
fältigter Exemplare. Dieser Sonderbegriff der Verbreitung im 
LitUG. darf nicht durch den allgemeinen Begriff ersetzt werden. 
So bestechend die Ausführungen des Reichsgerichts wirken, ver- 
mögen sie m.E. doch nicht, die Ausführungen Osterrieths’) 
zu entkräften. Osterrieth sagt über die Vertauschung der Begriffe: 
„Man kann unbedenklich den Sonderbegriff aus dem Allgemeinen 
ableiten, da das Besondere im Allgemeinen enthalten ist. Das Um- 
gekehrte ist aber logisch unzulässig. Eine solche Begriffsvertau- 
schung kann auch nicht durch das Gebot erweiternder Gesetzes- 
auslegung gerechtfertigt werden. Die Auslegung erfolgt dem 
Wortlaut gegenüber. Sie geschieht durch Ermittelung des Begriffs 
aus dem Wortlaut oder an der Hand des aus dem Wortlaut zu 
erschließenden Sinnes. Wenn die Umstände es erfordern und zu- 
lassen, kann der Begriff neu gefaßt auch weiter gefaßt werden. — 
Auch in der Ermittlung des Begriffs besteht eine gewisse Freiheit. 
Wenn ein Begriff aus einer Reihe von Anschauungen abgeleitet 
ist, welche die gleichen Merkmale aufweisen, kann er zwanglos 
erweitert werden auf solche Dinge, welche die gleichen Merkmale 
aufweisen, auch wenn sie der ursprünglichen Anschauung nicht 


°) Urteil vom 5. März 1925, abgedruckt in Markenschutz u. Wett- 
bewerb 1925 8. 163. 

7) Osterrieth in GewRSeh.u.UrhR. 1925 S. 267. 

8) Osterrietha.a.O. 
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gegeben waren. Allein einen Begriff ausdehnen auf Dinge, deren. 
Merkmale den wesentlichen Merkmalen des Begriffs zuwider- 
laufen, ist eine logische Unmöglichkeit. Damit zertriämmert man 
den Begriff. Es ist daher unzulässig, den Begriff des Vertriebes 
körperlicher Dauerformen eines Werkes zu ersetzen durch einen 
Begriff, der die vergängliche, nur einer einmaligen Sinneswahr- 
nehmung zugänglichen Verkörperung durch Aufführung oder Vor- 
, trag einschließt.“ In seinem Aufsatz loc. cit. weist Osterrieth 
weiter darauf hin, daß die Ersetzung des Begriffs des Vertriebes 
von Exemplaren durch einen allgemeinen Verbreitungsbegriff tat- 
sächlich die Einführung einer Generalklausel bedeutet, was die 
‚Gerichte in ihren Entscheidungen ausdrücklich ablehnen. Denn 
nachdem das Tatbestandsmerkmal: Zugänglichmachen von Werk- 
exemplaren, in Fortfall geraten ist, ist jedes Zugänglichmachen 
des Werkes als Verbreitung anzusehen. Daun wären aber Auf- 
führung und Vortrag auch nur Verbreitungsformen, die besondere 
Hervorhebung der Aufführung und des Vortrages in $11 LitUG. 
nicht notwendig, und die Absicht, die der Gesetzgeber mit $S11 
Abs.3 LitUG. verfolgt hat, wäre durch die erweiterte Auslegung 
des Verbreitungsbegriffs vereitelt, indem dann das gewerbsmäßig 
öffentliche Vortragen nach Erscheinen des Werkes auch unter die 
Verbreitungsbefugnis fallen würde®°). 

Das Reichsgericht hat es unternommen, eine Norm im be- 
wußten Gegensatz zu dem in der Begründung zum Ausdruck ge- 
kommenen Willen des Gesetzgebers erweiternd auszulegen. Es 
wollte damit eine Lücke im Gesetz ausfüllen. Das Ergebnis dieser 
Auslegung kann jedoch, wie gezeigt, nicht befriedigen. Es ist nicht 
übertrieben, wenn Hoffmann!) meint, daß durch die reichs- 
gerichtliche Judikatur bezüglich des Verbreitungsbegriffes die 
Struktur des deutschen Urheberrechtsgesetzes bedenklich ins 
Schwanken gerät. 

M.E. ist an dem Begriff der Verbreitung im Urhebergesetz 
in dem Sinne festzuhalten, daß hierunter nur die Verbreitung 
(also Zugänglichmachung, Weitergabe an Dritte) von Verviel- 
fältigungsexemplaren zu verstehen ist. Hiernach ergibt sich für 
den Tonfilm: Ein Verbreiten im Sinne des $11 LitUG. liegt dann 
vor, wenn die Originalaufnahme (das Filmband) oder eine Kopie 
derselben gewerbsmäßig vertrieben wird, wenn mit anderen Worten 
der lIersteller des Tonfilms denselben an Dritte weitergibt, sei es, 


9) Vgl. Marwitz-Möhring, Komm. $1i Ann. 12. 
1) Hoffmann in GewRSch.u.UrhR. 1926 S. 376. 
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daß er ihn vermietet, sei es, daß er ihn verkauft. Die Wiedergabe 
des Werkes durch den Tonfilm (das Abspielen des Tonfilms) stellt 
keine Verbreitung im Sinne des $S11 LitUG. dar. 


d) Ist die Wiedergabe eines Bühnenwerkes oder 
eines Werkes der Tonkunst durch den Tonfilm 
eine Aufführung im Sinne des $11 Abs. II Lit UG.? 


Nach $11 Abs.2 LitUG. enthält das Urheberrecht an einem 
Bühnenwerk oder an einem Werke der Tonkunst auch die aus- 
schließliche Befugnis, das Werk öffentlich aufzuführen. Es erhebt 
sich nun die Frage, ob diese Bestimmung auf die Wiedergabe 
eines Bühnenwerkes oder eines Werkes der Tonkunst durch den 
Tonfilm angewendet werden kann. 

Zunächst soll untersucht werden, ob die tonfilmmäßige 
Wiedergabe eines Bühnenwerkes (also die nur akustische Wieder- 
gabe) den Tatbestand einer Aufführung im Sinne des $11 Abs.2 
LitUG. erfüllt. Ob diese Frage praktisch jemals Bedeutung er- 
langen wird, mag dahingestellt bleiben. In der Praxis würde man 
wohl mit der akustischen Wiedergabe auch eine bildliche Wieder- 
gabe des Bühnenwerkes durch einen Bildfilm verbinden. Es wäre 
aber immerhin denkbar, daß auch die nur akustische Tonfilm- 
wiedergabe eines Bühnenwerkes eine Verwendungsmöglichkeit 
findet, so z.B. beim Rundfunk. Hier bietet der Tonfilm die Mög- 
lichkeit, Bühnenaufführungen, die durch ihre Besetzung oder aus 
anderen Anlässen besondere Bedeutung erlangt haben, durch den 
Tonfilmstreifen festzuhalten, um sie später als Sendespiele durch 
den Rundfunk zu senden. 

Liegt nun bei der nur akustischen Wiedergabe eines Bühnen- 
werkes durch den Tonfilm eine Aufführung im Sinne des $11 
Abs.2 LitUG. vor? Nach der in der Literatur überwiegenden An- 
sicht wird der Tatbestand der Aufführung eines Bühnenwerkes 
nur durch eine bühnenmäßige Darstellung, d. i. mit verteilten 
Rollen und mit szenischer Handlung erfüllt). Daß die szenische 
Wiedergabe durch lebende Personen erfolgt, was Goldbaum?) 
für unerläßlich hält, wird nicht durchgängig gefordert, und man 
nimmt auch eine Aufführung an, wenn statt Menschen Marionetten 


1) Vgl. Marwitz-Möhring, Komm. $11 Anm.31; Allfeld, 
Komm. $11 Anm.18; Elster, UrhR. 8.147; Voigtländer- 
Fuchs, Komm. $11 Anm. 4. 

?) Goldbaum, Komm. $11 Anm.9. 
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auftreten, die von Menschen bewegt werden, während Menschen 
den Dialog sprechen®). Da hiernach zum Begriff der Aufführung 
eines Bühnenwerkes sichtbare Darstellung durch mimische Hand- 
lungen gehört, würde die nur akustische Wiedergabe eines Bühnen- 
werkes durch den Tonfilm keine Aufführung bedeuten. Es fragt 
sich jedoch, ob nicht dieser Begriff der Aufführung eines Bühnen- 
werkes heute einer Neubildung bedarf, wo durch den Tonfilm und 
vor allem durch den Rundfunk die Möglichkeit geschaffen ist, ein 
Bühnenwerk mit verteilten Rollen nur akustisch wiederzugeben, 
so daß also nur das Ohr, nicht aber das Auge das Werk wahr- 
nimmt. Es hat denn in der Tat nicht an Stimmen gefehlt, die in 
der sendespielmäßigen Wiedergabe eines Bühnenwerkes eine Auf- 
führung desselben sehen wollen*). Optische Wahrnehmbarkeit der 
Aufführung sei nicht Voraussetzung des Begriffs. Das Wesen einer 
Aufführung werde schon im gewissen Umfang durch das Sprechen 
mit verteilten Rollen erreicht. Die rundfunkmäßige Wiedergabe 
eines Bühnenwerkes stelle eine unvollkommene öffentliche Auf- 
führung dar. Wenn auch bei der gewöhnlichen Aufführung eines 
Bühnenwerkes zur Sprache der Schauspieler noch ihr Mienen- und 
Gebärdenspiel, ihre Kleidung und die durch die Szene erreichte 
Veranschaulichung am Orte der Handlung trete, so werde dies beim 
Sendespiel insoweit ersetzt, als das gesprochene Wort durch andere 
auf das Ohr wirkende Maßnahmen wie Donnergeräusch u. dgl. 
unterstützt werde. Diese Ansicht basiert auf der zweifellos rich- 
tigen Auffassung, daß die rundfunkmäßige Wiedergabe eines 
Bühnenwerkes den gleichen Schutz genießen muß wie die bühnen- 
mäßige Wiedergabe, und was für die rundfunkmäßige Wiedergabe 
gilt, hat auch für die tonfilmmäßige Wiedergabe zu gelten. Eine 
solche Befugnis kennt das LitÜG. bisher noch nicht. Es liegt daher 
nahe, den Begriff „Aufführung eines Bühnenwerkes“ weit zu inter- 
pretieren, so daß auch die rundfunk- und tonfilmmäßige Wieder- 
gabe eines Bühnenwerkes als eine Aufführung im Sinne des SU 
Abs.2 LitUG. anzusehen ist. Eine solche weite Interpretation er- 
scheint mir jedoch bedenklich. „Aufführung eines Bühnenwerkes 
ist nur die Wiedergabe mit den dieser Kunstgattung eigentüm- 
lichen Darstellungsmitteln, also die Wiedergabe durch handelndes 
Auftreten von Personen in einer Rolle.“5) Die optische Wahr- 
nehmbarkeit ist sehr wohl ein integrierender Bestandteil des Be- 


®) Vgl. Allfeld a.a.O. 
4) Vgl. Neugebauer, Fernmelderecht 8. 827 ff. 
5) Riezler, Urh.u.ErfR. S. 284. 
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griffs „Aufführung“. Das Bühnenwerk ist seiner ganzen Wirkung 
nach nicht nur allein auf das Ohr, sondern auf das Auge eingestellt. 
Man muß die Schauspieler auch sehen können, man darf ihr Ge- 
bahren nicht nur ahnen, man muß es schauen. Die Maske und 
Mimik sind bisweilen die stärksten Ausdrucksmittel des Schau- 
spielers, und gerade diese Ausdrucksmittel fallen bei einer nur 
akustischen Wiedergabe des Bühnenwerkes fort; der Eindruck, den 
die Wiedergabe erweckt, wird dadurch ein schwächerer, wenn nicht 
gar ein anderer als der, den der Autor zu erwecken bezweckte. 
Man hat nicht einmal das sichere Gefühl, daß mehrere Personen 
und welche gerade sprechen; durch Verstellen seiner Stimme 
könnte ein einzelner die gleiche Wirkung erzielen. 

Das Reichsgericht ist einer Beantwortung dieser Fragen da- 
durch enthoben worden, daß es die Sendung eines Werkes als eine 
Verbreitung des Werkes ansieht und daher die Frage, ob auch die 
Merkmale einer „öffentlichen Aufführung“ gegeben sind, uner- 
örtert bleiben konnte. In der bereits erwähnten Rundfunkent- 
scheidung vom 12. Mai 19268) scheint es sich jedoch die Ausfüh- 
rungen des Berufungsgerichts zu eigen zu machen, die dahin gehen, 
daß das Senden eines Bühnenwerkes mit verteilten Rollen „bereits 
seine Bestimmung erfülle“. „Während ein anderes Schriftwerk erst 
durch eingehendes, oft sogar erst durch wiederholtes Lesen voll 
aufgenommen werden könne, werde ein Bühnenwerk von vielen 
schon dann in einer seinem Wesen entsprechenden Weise voll er- 
faßt, wenn ihnen jede einzelne Rolle von einem anderen Schau- 
spieler im Zusammenspiel mit dem so gegebenen unterschiedlichen 
Ausdruck und Tonfall zu Gehör gebracht werde.“ Weder das eine 
noch das andere Ergebnis kann befriedigen, und es wird Aufgabe 
des Gesetzgebers sein, de lege ferenda eine allen Teilen gerecht- 
werdende Lösung zu finden. 

Bei der tonfilmmäßigen Wiedergabe von Tonkunstwerken 
bietet die Frage nach der urheberrechtlichen Natur dieser Wieder- 
gabeart keine Schwierigkeiten. Die Wiedergabe eines Tonkunst- 
werkes ist eine Aufführung im Sinne des $11 Abs.2 LitUG., und 
zwar jede Wiedergabe, die den Werkinhalt dem Gehör vermittelt ?), 
wobei es gleichgültig ist, durch welche Mittel die musikalische 
Wiedergabe bewirkt wird, also auch die Wiedergabe durch mecha- 
nische Instrumente — 822a LitUG. sprieht auch bei diesen aus- 


°) Urteil des I. ZivSen. vom 12. Mai 1926 (I 422/1925). 
”) Vgl. Marwitz-Möhring, Komm. $11l Anm.31; Gold- 
baum, Komm. $11 Anm.X; Tonfilmrecht S. 25. 
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drücklich von „Aufführung“ — und durch den wesensverwandten 
Tonfilm. Die Wiedergabe eines Werkes der Tonkunst verliert also 
auch dann nicht den Charakter einer Aufführung im Sinne des 
S11 Abs.2 LitUG., wenn sie durch Abrollen eines Tonfilmstreifens 
erfolgt. 


e) Ist die Wiedergabe eines Schriftwerkes durch 
den Tonfilm ein Vortrag? 


Nach $11 Abs.3 LitUG. hat der Urheber eines Schriftwerkes 
oder eines Vortrages die ausschließliche Befugnis, das Werk öffent- 
lich vorzutragen. Die ausschließliche Befugnis gilt aber nur so 
lange, als das Werk noch nieht erschienen ist. Nach dem Er- 
scheinen ist der Vortrag eines solchen Werkes frei. Um also dem 
Urheber eines Schriftwerkes Schutz gegen die tonfilmmäßige 
Wiedergabe seines Werkes zu gewähren, muß einmal die Wieder- 
gabe als ein Vortrag im Sinne des $11 Abs.3 LitUG. gewertet; 
werden können, und darf weiter das Werk bei der Wiedergabe 
durch Abrollen des Tonfilmstreifens noch nicht erschienen sein. 
Diese Voraussetzung ist jedoch nicht erfüllt. 

Wann man bei der Wiedergabe eines Schriftwerkes von einem 
Vortrag reden kann, ist bestritten. Wie beim Verbreitungsbegriff 
hat auch hier der Rundfunk mit seinen mannigfaltigen urheber- 
rechtlichen Fragen eine Begriffswandlung herbeigeführt. Nach 
Allfeld!) wird ein Werk vorgetragen, „indem es zur sinnlichen 
Erscheinung für das Ohr gebracht wird, ohne daß der Begriff der 
Aufführung vorliegt, also durch Vorlesen oder freie mündliche 
Wiedergabe (Deklamation), durch Phonographen usw.“?). Nach 
dieser Begriffsbestimmung, die als Vortrag jede akustische Wieder- 
gabe eines Schriftwerkes ansieht, also auch durch ein künstliches 
Sprechinstrument, würde auch die tonfilmmäßige Wiedergabe eines 
Schriftwerkes als Vortrag anzusehen und mithin bei einem er- 
schienenen Schriftwerk durch jedermann zulässig sein. 

Demgegenüber wird vom Reichsgericht in den bereits ange- 
führten Rundfunkurteilen besonders aus rechtspolitischen Gründen 
eine einschränkende Auslegung der Vorschrift des $11 Abs.3 für 
notwendig erklärt. Beim Vortrag stehe die klangliche Wiedergabe 
des Werkes im Vordergrund; erfahrungsgemäß werde aber der 


1) Allfeld, Komm. $11 Anm.21a. 
2) Vgl. auch Riezler, Urh.u.ErfR. S. 260. 
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Eindruck nicht allein durch das gesprochene Wort, sondern durch 
das gesamte Gebärdenspiel bestimmt). Vorgetragen wird daher 
ein Werk, wenn es dem Mitteilungsempfänger unmittelbar durch 
den Vortragenden zu Gehör gebracht wird *). In seiner Rundfunk- 
entscheidung vom 12.Mai 19265) tritt das Reichsgericht den Er- 
wägungen der Vorinstanz bei, die dahin gehen, daß sich das Lesen 
eines Vortrages nicht in den vom Vortragenden gesprochenen 
Worten erschöpfe, sondern auch die aus der gleichzeitigen An- 
wesenheit des Sprechers und der Zuhörer in einem Raume (oder 
im Freien, doch innerhalb eines kleinen räumlichen Bereiches) sich 
bildenden Wechselbeziehungen umfasse. Zum Vortrag gehöre der 
Regel nach auch das persönliche Auftreten des Sprechers, nament- 
lich sein Mienen- und Gebärdenspiel. 

Es soll nicht in Abrede gestellt werden, daß diese Wechsel- 
beziehungen zwischen Sprecher und Zuhörer bei einem Vortrag 
eine nicht unwesentliche Bedeutung erlangen können, sie sind aber 
nicht begriffsnotwendig. Wie Osterrieth®) mit Recht ausführt, 
wird durch die Art der Vortragsübermittlung an dem grundsätz- 
lichen Charakter des Vortrages nichts geändert. Ob die Hörer den 
Vortragenden sehen, seine Bewegungen und sein Mienenspiel ver- 
folgen können, ist unerheblich. „Wesentlich ist, daß die Gehörs- 
wahrnehmung an den Vortrag gebunden ist, daß es mit dem Vor- 
trag beginnt und erlischt, und daß das Werk auch hinsichtlich des 
Zeitmaßes und der Betonung genau so wiedergegeben wird, wie 
es im Vortrag besprochen wurde. Ob die Wiedergabe mehr oder 
minder rein ist, bedeutet ebensowenig für die grundsätzliche Frage, 
wie die bessere oder schlechtere Akustik des Saales, in dem ein 
Vortrag gehalten wird.“ 

Das Kammergericht?) und mit ihm das Reichsgericht berufen 
sich aber weiter zur Begründung ihrer Ansicht auf den Zweck des 
Gesetzes, und in der Tat findet sich in der Gesetzesbegründung 
eine Stütze für eine einschränkende Auslegung des Vortrags- 
begriffes. In der Begründung heißt es: „Nicht selten wird ein 
Werk in der Absicht verfaßt, es entweder überhaupt oder doch 
für den Anfang nicht im Wege des Verlages, sondern mittels 
öffentlichen Vortrags zu verwerten. Hier handelt es sich um ein 
berechtigtes wirtschaftliches Interesse, das gegen unbefugten Wett- 


3) RGZ. Bd. 113 8. 421. 

%) Vgl. Marwitz-Möhring, Komm. $11 Anm.35. 
5) 1 422/1925. 

°%), Osterrieth in GewRSch.u.UrhR. 1925 8. 266. 

?) JW. 1925 S. 1655. 
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werb zu schützen ist ... Mehrfach wird befürwortet, auch den 
öffentlichen Vortrag eines schon erschienenen Schriftwerkes von 
der Einwilligung des Urhebers abhängig zu machen. Eine solche 
Ausdehnung würde aber mit der Anschauung des Verkehrs im 
Widerspruche stehen und ist auch durch das Interesse des Urhebers 
nieht geboten. Wenn Bühnenwerke noch nach dem Erscheinen 
Schutz gegen Aufführung genießen, so beruht dies darauf, daß bei 
solchen Werken die öffentliche Darstellung regelmäßig das haupt- 
sächlichste Mittel der Verwertung ist. Für andere Schriftwerke 
tritt die Aussicht, von dem Vortrage Nutzen zu ziehen, mit dem 
Erscheinen im Buchhandel vollständig zurück.“®). Die Freigabe 
des Vortrags ist also der Erwägung entsprungen, daß er dem Ur- 
heber keine wesentliche Vermögenseinbuße in der Ausnutzung 
seines Rechts bringen dürfe°). Eine solche würde aber der Urheber 
erleiden, wenn die Mitteilung eines Schriftwerkes oder eines Vor- 
trages durch den Tonfilm freistehe, denn als öffentlicher Vortrag 
behandelt, würde der Tonfilm nach dem bestehenden Gesetz keinen 
Schutz genießen. Dieser ist nur für nicht erschienene Werke ge- 
währt; das auf dem Tonfilmband fixierte Werk ist aber, wenn es 
nur einmal in der Öffentlichkeit vor Zuhörern wiedergegeben wird, 
„erschienen“; denn unter „Erscheinen“ ist die Veröffentlichung von 
Vervielfältigungsexemplaren des Werkes — und ein solches stellt 
der Tonfilmstreifen dar!) — zu verstehen, gleichgültig, ob sie 
mechanisch hergestellt sind oder nicht. „Wesentlich ist nur, daß 
das Werk für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden ist, 
und zwar dadurch, daß die Vervielfältigungsexemplare selbst der 
Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden.“ 1t) 

Sieht man aber die akustische Wiedergabe eines Schriftwerkes 
durch den Tonfilm nicht als einen Vortrag im Sinne des $11 Abs. 3 
LitUG. an, dann fehlt es überhaupt an einer Möglichkeit, diese 
Mitteilungsform eines Schriftwerkes in die urheberrechtlichen Be- 
fugnisse einzuordnen. Ob man also die tonfilmmäßige Wiedergabe 
eines Schriftwerkes unter dem Begriff des Vortrages bringt oder 
nicht, man kommt zu dem Ergebnis, daß diese Wiedergabeart, 
eines Schriftwerkes nicht geschützt ist, es sei denn, man erblickt 
hierin eine Verbreitung des Werkes, was aber abgelehnt worden 
ist12). Hier ist eine Lücke im Gesetz, die de lege ferenda auszu- 


8) Reichstagsdrucks. Nr. 214, 10. LegPer. II. Sess. 1900/1902 S. 1283. 
?) Vgl. Neugebauer, Fernmelderecht S. 826. 

10) Vgl. oben $41Ia. 

41) Marwitz-Möhring, Komm. $7 Ann.1l. 

12) Vgl. oben $4le. 
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füllen ist. Bis dahin besteht m.E. keine Möglichkeit, der Mit- 
teilung eines Schriftwerkes oder Vortrages durch den Tonfilm 
urheberrechtlichen Schutz zu verleihen. Dieser Mangel ist aber 
nicht so schwerwiegend, da, wie oben gezeigt, die Aufnahme eines 
Werkes auf den Tonfilmstreifen eine Vervielfältigung des Werkes 
ist und die Befugnis hierzu nach $11 Abs.1 LitUG. ausschließlich 
dem Urheber zusteht. 


II. Der urheberrechtliche Schutz beim Tonfilm. 


a) Der urheberrechtliche Schutz im allgemeinen. 


Nachdem im vorhergehenden untersucht worden ist, inwieweit 
die urheberrechtlichen Befugnisse des LitUG. auf den Tonfilm 
anwendbar sind, soll im folgenden das Ergebnis der Untersuchung 
noch einmal zusammengefaßt und insbesondere kurz dargestellt 
werden, wie sich hiernach der Urheberschutz beim Tonfilm aus- 
wirkt. 

Die Tonfilmaufnahme eines Werkes der Literatur oder der 
Tonkunst stellt eine Vervielfältigung des Werkes dar. Das Recht 
hierzu steht nach $11 Abs.1 LitUG. dem Urheber des Werkes zu. 
Das Vervielfältigunssexemplar ist in direkter bzw. analoger Anwen- 
dung der Vorschriften über die Vorrichtungen für Instrumente zur 
mechanischen Wiedergabe nach $2 Abs. 2 LitUG. einer Bearbeitung 
des Werkes gleichzuachten. Das bedeutet aber weiter, daß der Be- 
arbeiter an seiner Bearbeitung urheberrechtliche Befugnisse er- 
langt. Als Bearbeiter gilt nach $2 Abs.2 Satz3 LitUG. der Vor- 
tragende. Auf die Frage, ob der Hersteller des Tonfilms das Ur- 
heberrecht an dem einer Bearbeitung gleichzustellenden Tonfilm- 
streifen durch stillschweigende Übertragung!) oder kraft Werk- 
vertrages?) erreicht, soll hier nicht weiter eingegangen werden. Sein 
Urheberrecht reicht aber nicht weiter als die Bearbeitung, d.h. 
Gegenstand des Schutzes ist nicht das Werk selbst als sprachliches 
oder tonkünstlerisches Erzeugnis, sondern das Werk in seiner be- 
sonderen Wiedergabeform. 

Eine Anwendung der Vorschriften über die Kinematographie 
auf den Tonfilm, wie Goldbaum sie vertritt, muß abgelehnt 


3) So Allfeld, Komm. $2 Anm.6. 
2) So Elster in Gew.RSch.u.UrhR. 1921 S. 20. 
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werden, da m. E. der nur akustische Tonfilm kein Werk der Kine- 
matographie im Sinne der Urhebergesetze darstellt. 

Hat der Urheber einen Verlagsvertrag über sein Werk ab- 
geschlossen, so verbleibt dem Verfasser nach $2 Abs.2 Nr.4 Ver- 
lagsgesetz (in direkter bzw. analoger Anwendung) die Verviel- 
fältigungs- und Verbreitungsbefugnis zu Tonfilmzwecken, es sei 
denn, daß sich der Verleger dieses Recht hat ausdrücklich über- 
tragen lassen. Ilat der Urheber sein Urheberrecht auf einen Dritten 
übertragen — der Verlagsvertrag überträgt an sich nicht das Ur- 
heberrecht, sondern nur das Recht auf verlagsmäßige Verviel- 
fältigung und Verbreitung —, so kommt es auf den einzelnen Ver- 
trag an. Sollte der Verfasser des Urheberrechts ganz entkleidet 
werden — und das muß sich unzweideutig aus dem Vertrag er- 
geben —, dann ist auch das Recht der Vervielfältigung zu Ton- 
Zilmzwecken übertragen. Im anderen Falle aber — und im Zweifel 
wird das immer gelten — wird die Entscheidung aus 814 LitUG. 
zu ziehen sein®). Im Gegensatz aber zu Goldbaum findet nicht 
814 Nr.5, sondern $14 Nr.4 Anwendung. 

Eine weitere wichtige Frage ist nun die, ob eine vor Erfin- 
dung des Tonfilms erfolgte Übertragung der mechanischen Ur- 
heberrechte sich auch auf den Tonfilm erstreckt oder nicht, mit 
anderen Worten, ob die dem Urheber nach 812 Abs.2 Nr.5 LitÜG. 
zustehende ausschließliche Befugnis für die Benutzung des Werkes 
zum Zwecke der mechanischen Wiedergabe für das Gehör auch 
das Recht zur Benutzung des Werkes für Tonfilmzwecke umfaßt, 
so daß also der Urheber, der diese seine ausschließliche Befugnis 
nach $8 LitUG. auf einen Dritten übertragen hat, damit auch die 
Befugnis zur Vertonfilmung seines Werkes verloren hat. Ich möchte 
diese Frage verneinen unter Zugrundelegung der Goldbaum- 
schen Theorie der Zweekübertragung. Goldbaums Theorie be- 
sagt‘): Die Übertragung des Rechts des Urhebers ist eine Zweck- 
übertragung. „Beide Parteien verfolgen — der Urheber durch die 
Übertragung, der Empfänger durch die Übernahme — denselben 
Zweck, und dieser Zweck ist die Verwertung des Urheberrechts 
durch Veröffentlichung des Werkes.“ Nach diesem dem Vertrags- 
abschluß zugrunde liegenden Zweck bestimmen sich die Wirkungen 
der Urheberrechtsübertragung in erster Linie. Hieraus folgt nun 
einerseits, daß die Parteien einen Anspruch auf Erfüllung des Ver- 
tragszweckes haben — der Verfasser hat einen Anspruch auf die 


®») Vgl. Goldbaum, Tenfilmrecht S. 23. 
a) Goldbaum, Komm. $8 III. 
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im Vertrage bestimmte Verwertung seines Werkes, und der andere 
Teil einen Anspruch darauf, daß der Verfasser alles unterläßt, 
was die Erfüllung des Vertragszweckes gefährden könnte —, 
andererseits folgt aber auch hieraus, daß sich die Urheberrechts- 
übertragung nur auf die Verwertungsmöglichkeit des Werkes be- 
zieht, an die die Parteien beim Vertragsschluß gedacht haben. 
Hatte mithin der Urheber, als der Tonfilm seine ersten praktischen 
Erfolge zeitigte, seine mechanischen Urheberrechte bereits auf 
einen Dritten übertragen, so hat der Urheber das Vertonfilmungs- 
recht behalten. „Die Übertragung der Befugnisse an künftigen 
Formen des Werkes ist ebenfalls eine Zweckübertragung mit dem 
Ziel der Veröffentlichung. Es ist nicht anzunehmen, daß der Ur- 
heber diese Befugnisse aus der Hand geben wollte, ohne damit den 
Anspruch auf die Ausführung in diesen Formen zu erwerben und 
den Erwerber entsprechend zu verpflichten. Fehlt die Willens- 
übereinstimmmung darüber, dann sind die Befugnisse nicht über- 
gegangen.“ 5) 

Die Theorie der Zweckübertragung hat auch in der Recht- 
sprechung Anerkennung gefunden. In dem Rundfunkurteil: Funk- 
stunde A.G. contra Wilhelm Buschs Erben) führt das Reichs- 
gericht aus: „Mit Recht geht auch das angegriffene Urteil davon 
aus, daß es stets auf den von beiden Vertragsteilen gehegten Willen 
zu seiner Erkenntnis auf den Zweck des Rechtsgeschäfts und auf 
die den Abschluß begleitenden Umstände ankommt. Wenn es an 
sicherem Anhalt für den Willen fehlt, so gebührt, um ihn auslegend 
zu ergänzen, wiederum dem Vertragszwecke besondere Beachtung ... 
Das Berufungsgericht erwägt, daß jede Übertragung vom Urheber- 
recht bestimmten Zwecken dienen solle. Sei nichts anderes ver- 
einbart, so umfasse sie deshalb nach dem Parteiwillen in der Regel 
nur das, was zur Zeit des Vertragsabschlusses der Erwerber nötig 
hatte, um die Aufgabe, die er sich gestellt, zu lösen, seinen Ver- 
pflichtungen zu genügen und die für das Vertragsziel getroffenen 
oder vorgesehenen Einrichtungen planmäßig zu verwenden (Gold- 
baum, Urheberrecht 2. Aufl. S.163 Anm.1 zu $14 LitUG.).“ Selbst 
bei einer Übertragung des unbeschränkten Urheberrechts, d.h. der 
Gesamtheit urheberrechtlicher Befugnisse, komme es darauf an. 
was die Beteiligten beim Vertragsschlusse einhellig wollten und 
bezweckten. „Das Urheberrecht wurde ... trotz uneingeschränkter 
Übertragung nur in demjenigen Umfang abgetreten, der nach den 


5) Goldbaum, Komm. $141. 
°) Abgedruckt bei Goldbaum, Tonfilmrecht, Anhang S. 89. 
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damaligen Umständen als anerkannter, gesetzlich geschützter In- 
begriff nutzbarer Befugnisse für den Verkehr in Betracht kam.“ 


b) Der urheberrechtliche Schutz bei Werken der 
Tonkunst, bei Bühnenwerken und bei 
Geräuschaufnahmen. 


In $11 Abs.2 hat das LitUG. die öffentliche Aufführung 
eines Bühnenwerkes oder eines Werkes der Tonkunst als besondere 
urheberrechtliche Befugnis normiert. Da die tonfilmmäßige Wieder- 
gabe eines Tonkunstwerkes eine Aufführung des Werkes im Sinne 
des SI1l Abs.2 LitUG. ist, und auch die akustische Tonfilmwieder- 
gabe eines Bühnenwerkes — wenn auch mit starken Bedenken — 
als Aufführung im Sinne des $11 Abs.2 angesehen werden kannt), 
so genießt auch diese Wiedergabeart, sofern sie öffentlich erfolgt, 
den besonderen Schutz des $11 Abs.2, und es bleibt zu unter- 
suchen, wie sich dieser Schutz auswirkt, wer insbesondere zur Er- 
teilung der Aufführungserlaubnis berechtigt ist. 

Nach $11 Abs.2 LitUG. hat der Urheber eines Tonkunst- 
werkes, also der Komponist, die ausschließliche Aufführungsbe- 
fugnis seines Werkes. Will daher ein anderer das Werk öffentlich 
aufführen, so bedarf er hierzu der Erlaubnis des Komponisten. 
Nun vollzieht sich die Vergebung der Aufführungsbefugnis in der 
Praxis nicht durch den Komponisten selbst, sondern durch Organi- 
sationen, sogenannte Einziehungsgesellschaften. Solche Gesell- 
schaften sind die „Genossenschaft zur Verwertung musikalischer 
Aufführungsrechte“ (Gema) und die „Genossenschaft Deutscher 
Tonsetzer“ (GDT.). Der Komponist schließt mit diesen Organi- 
sationen einen Vertrag ab, durch den er das ausschließliche Recht 
zum Abschluß von Aufführungsverträgen überträgt (sogenannten 
Aufführungs-Agenturvertrag), und zwar überträgt er alle ihm zu- 
stehenden und künftig zufallenden Aufführungsrechte den be- 
treffenden Organisationen zur unbeschränkten Verfügung. Die 
Gesellschaft ihrerseits erteilt dann an die Unternehmer von Auffüh- 
rungen gegen Einzel- oder Pauschalgebühr die Aufführungser- 
laubnis. Der Aufführungskommissionär erwirbt also das ausschließ- 
liche Aufführungsrecht in der Form der Zweckübertragung: „Er 
selbst will und soll das Werk nicht aufführen, er soll und will durch 
Verträge die öffentliche Aufführung vermitteln.“ ?) 


1) Vgl. oben $4Id. 
?2) Goldbaum, Komm. $8B 2b. 
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Da die Wiedergbe eines Tonkunstwerkes durch den Tonfilm 
eine öffentliche Aufführung darstellt, so müßte hiernach derjenige, 
der einen solchen Tonfilm öffentlich abrollen läßt, vorher die Er- 
laubnis der betreffenden Organisation einholen. In der Tat sind 
denn auch von den genannten Organisationen Bestrebungen aus- 
gegangen, von der Tonfilmaufführung eines noch geschützten Ton- 
kunstwerkes eine besondere Aufführungstantieme zu erheben. 
Wenn demgegenüber von den Tonfilmherstellern ausgeführt wird, 
ein soleher Tantiemeanspruch bestehe nicht, da sie vom Kompo- 
nisten mit dem Recht zur Vertonfilmung der musikalischen Kom- 
position auch das Tonfilmaufführungsrecht erworben haben, so ist 
dem im Ergebnis zuzustimmen. An sich kann der Filmhersteller 
das Aufführungsrecht vom Komponisten nicht erwerben, dieses 
hat letzterer ja schon im voraus auf eine der genannten Orga- 
nisationen übertragen. Aber hiervon treffen die Bestimmungen 
über die Benutzung eines Tonkunstwerkes zum Zwecke der 
mechanischen Wiedergabe für das Gehör eine Ausnahme. Denn 
nach $ 22a LitUG. können Vorrichtungen für Instrumente zur 
mechanischen Wiedergabe, die mit Erlaubnis des Komponisten her- 
gestellt sind, ohne eine weitere Erlaubnis zu öffentlichen Auffüh- 
rungen benutzt werden. Hier schließt also die Befugnis, das Werk 
zum Zwecke der mechanischen Wiedergabe zu vervielfältigen, die 
Aufführungsbefugnis in sich. Da nun, wie oben ausgeführt, die 
Bestimmungen über die mechanische Wiedergabe auf den Tonfilm 
teils direkt, teils analog Anwendung finden, so ist mithin auch 
$22a LitUG. anzuwenden, d. h. eine besondere Aufführungs- 
erlaubnis ist nicht erforderlich. Vielmehr erwirbt der Hersteller 
des Tonfilms mit der Befugnis, den Tonfilm zu drehen, auch das 
Recht, denselben nach Fertigstellung öffentlich aufzuführen, und 
jeder Dritte, der vom Filmfabrikanten den Tonfilm erwirbt, kann 
ohne eine weitere Erlaubnis denselben zu öffentlichen Auffüh- 
rungen benutzen. 

Mit der Anwendung des $& 22a LitUG. taucht aber eine 
andere, wichtige Frage auf, die Frage, inwieweit die Bestimmung 
über die Zwangslizenz, 822 LitUG., auf den Tonfilm anwendbar 
ist, denn diese Bestimmung ist gerade die Voraussetzung für die 
Anwendbarkeit des $22a. 

Über die Vorteile und Nachteile der Vorschrift über die 
Zwangslizenz soll hier nicht weiter gestritten werden, hier ist ledig- 
lich die Frage zu prüfen, ob der Tonfilm auf die Zwangslizenz be- 
gründet werden kann, und wie diese sich beim Tonfilm auswirkt. 
Erstere Frage ist zu bejahen. Es ist nicht einzusehen, weshalb diese 
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Vorschrift über die mechanische Wiedergabe nicht angewendet wer- 
den sollte. Ihre Zweckbestimmung ergibt nichts Gegenteiliges °). 
Ein kurzer Überblick über die Entstehungsgeschichte der Novelle 
von 1910, durch welche die Bestimmung über die Zwangslizenz in 
das LitUG. aufgenommen wurde, mag dies zeigen: Vor Erlaß der 
Novelle war der Gesetzeszustand nach dem Urhebergesetz von 1901 
folgender: Die alte Fassung des $22 Urhebergesetz von 1901 be- 
stimmte: „Zulässig ist die Vervielfältigung, wenn ein erschienenes 
Werk der 'Tonkunst auf solche Scheiben, Platten, Walzen, Bänder 
und ähnliche Bestandteile von Instrumenten übertragen wird, 
welche zur mechanischen Wiedergabe von Musikstücken dienen. 
Diese Vorschrift findet auch auf auswechselbare Bestandteile An- 
wendung, sofern sie nicht für Instrumente verwendbar sind, dureh 
die das Werk hinsichtlich der Stärke und Dauer des Tones und 
hinsichtlich des Zeitmaßes nach Art eines persönlichen Vortrags 
wiedergegeben werden kann.“4) Der Urheber eines Werkes der 
Tonkunst hatte also, soweit es sich um die mechanische Wiedergabe 
seines Werkes für das Gehör handelte, keinen Schutz gegen diese 
Art der Vervielfältigung. Der grundsätzliche Schutz des Urhebers 
gegen jede Art der Vervielfältigung seines Werkes wurde also 
zugunsten der Industrie der mechanischen Musikwerke durch- 
brochen. Diese Ausnahmebestimmung des $22 LitUG. (alte Fas- 
sung) für Werke der Tonkunst ist durch die Novelle vom 22. Mai 
1910 beseitigt worden, und nach 812 Abs.2 Nr.5 steht jetzt die 
Befugnis zur Übertragung eines Werkes, sowohl eines Werkes der 
Literatur wie der Tonkunst, auf Vorrichtung für Instrumente, die 
der mechanischen Wiedergabe für das Gehör dienen, auschließlich 
den Verfasser zu. Um nun aber die Industrie der mechanischen 
Musikwerke gegen zu besorgende Monopolbildungen zu schützen, 
wurden für Werke der Tonkunst die Bestimmungen über die 
Zwangslizenz geschaffen. Flierdurch glaubte der Gesetzgeber, 
gegenüber dem erweiterten Schutze, der den Urhebern gegen die 
mechanische Wiedergabe ihrer Werke durch die in $12 Nr.5 LitUG. 
erfolgte Neuregelung des Rechtsverhältnisses zwischen den Ur- 
hebern und der mechanischen Industrie gewährt wird, dem Wunsche 
der Industrie der mechanischen Musikinstrumente und Sprech- 
maschinen nach einem Schutz für die von ihnen hergestellten 


®) And. Ans. Goldbaum, Tonfilmrecht S. 14: „Der ganze Ge- 
danke der Zwangslizenz paßt seinem Sinn und Zweck nach gar nicht auf 
den Tontilm.“ 

*) Diese Bestimmung ging zurück auf Nr. 3 des Schlußprotokolis der 
Berner Übereinkunft vom 9. Sept. 1886. 


43 


„Vorrichtungen zur mechanischen Wiedergabe“ gegen unbefugte 
Nachbildung entgegenzukommen 5). Hat das Gesetz aber für die 
Grammophonindustrie ein Schutzbedürfnis anerkannt, so kann eine 
Industrie zur Herstellung der reinen Tonfilme mit gutem Recht 
den gleichen Schutz für sich beanspruchen, denn als Grundgedanke 
für die Bestimmung über die Zwangslizenz ergibt sich, daß all die 
Unternehmer geschützt werden sollen, die Vorrichtungen herstellen, 
auf denen die Wiedergabe eines Werkes festgehalten wird, und die 
es ermöglichen, das Werk so, wie es auf die Vorrichtung über- 
tragen ist, jederzeit und beliebig oft wiederzugeben. 

Gleich dem Komponisten hat auch der Bühnenschriftsteller 
nach $11 Abs.2 LitUG. das ausschließliche Aufführungsrecht für 
sein Werk. Daher ist zur öffentlichen „Tonfilmaufführung“ eines 
Bühnenwerkes auch eine besondere Aufführungserlaubnis erforder- 
lich, denn die akustische Tonfilmwiedergabe eines Bühnenwerkes 
kann ja — wenn auch nicht zweifelsfrei — als eine Aufführung im 
Sinne des $11 Abs.2 gewertet werden. Nun schließt aber der Ver- 
fasser eines Bühnenwerkes den Aufführungsvertrag in der Regel 
auch nicht selbst ab, sondern die Vergebung der Aufführungsbe- 
fugnis erfolgt in der Praxis ebenfalls durch einen Aufführungs- 
kommissionär, auf den das Recht hierzu vom Bühnenschriftsteller 
übertragen worden ist. Ob dieser Aufführungskommissionär, oft- 
mals ist es der Verleger, zur Erteilung der „Tonfilmaufführungs- 
erlaubnis“ aktiv legitimiert ist, entscheidet sich nach Zweck und 
Inhalt des Kommissionsvertrages. Ergibt sich hieraus, daß der 
Aufführungskommissionär nur das bühnenmäfßige Aufführungs- 
recht erwerben sollte, so hat er eben das Tonfilmaufführungsrecht 
nicht erworben (Theorie der Zweckübertragung), denn die nur aku- 
stische Tonfilmaufführung ist keine bühnenmäßige Aufführung, 
deren Merkmal die Wiedergabe des Werkes in szenischer Hand- 
lung ist. In diesem Falle ist das Tonfilmaufführungsrecht dem 
Verfasser verblieben. Läßt dagegen der Aufführungsagenturver- 
trag eine andere Auslegung zu — was im Zweifel nicht anzunehmen 
sein wird —, so muß man auch dem Kommissionär das Recht zu- 
erkennen, allein über das Tonfilmaufführungsrecht zu verfügen. 

In diesem Zusammenhang verdient noch eine Frage beson- 
dere Beachtung: die Frage nach dem Urheberschutz für Geräusch- 
aufnahmen. Gerade die Geräuschaufnahme wird bei dem noch zu 
behandelnden Bildtonfilm eine hervorragende Rolle spielen. Man 


5) Begründung Reichstagsdrucks. Bd. 275, 12. LegPer. 2. Sess. 1909/10 
8. 1793. 
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geht vielleicht nieht fehl mit der Annahme, daß der Geräusch- 
film der Film der Zukunft ist. Gerade in der Wiedergabe natur- 
getreuer Geräusche wird sich der Bildtonfilm dem Theater über- 
legen zeigen. Auf dem Theater kann man keinen Eisenbahnzug 
fahren, keine Herde blöken lassen, das Theater muß sich auf Imi- 
tationen dieser Geräusche beschränken. Die Aufnahmen solcher 
Geräusche sind oft mit großen Gefahren für den Aufnahmeleiter 
verbunden, oft nur unter großen Opfern an Zeit und Geld möglich. 

Besteht nun ein Schutz für solehe Geräuschaufnahmen? Ein 
urheberrechtlicher Schutz besteht nicht. Die Frage, ob Geräusch- 
aufnahmen urheberrechtlich geschützt werden sollen, läßt sich nicht 
eindeutig beantworten. Urheberrecht ist das Recht an geformten 
geistigen Werten ®). Gegenstand des Urheberrechts kann daher 
nur ein Geisteserzeugnis, eine geistige Schöpfung sein. Ob eine 
solche bei der Tonfilmaufnahme einer Meeresbrandung, eines Ge- 
witters, einer Explosion, der Geräusche eines Großstadtverkehrs 
usw. vorliegt, bleibt im Einzelfall zu untersuchen. „Eine wohlüber- 
legte und wirksam gestaltete Zusammenstellung und Aufeinander- 
folge von Geräuschen kann unter Umständen eine so starke 
stimmenbildende Kraft haben, daß das Vorliegen eines urheber- 
rechtlich zu schützenden Objekts immerhin zum Gegenstand der 
Erörterung werden kann.“*) Man spricht hier vielleicht besser 
von Geräuschwerken, wie man auch von Schrift- und Tonwerken 
spricht. Und ich halte dafür, daß man einem solchen Geräusch- 
werk urheberrechtlichen Schutz zubilligen müsse. Geräusche ohne 
besondere Anordnung oder Verbindung, die also ohne geistes- 
schöpferische Tätigkeit des Aufnahmeleiters auf den Tonfilm- 
streifen fixiert werden, stellen dagegen keine urheberrechtlich zu 
schützende Güter dar. 

Das geltende Gesetz kennt nun Geräuschwerke nicht. Es bleibt 
jedoch zu untersuchen, ob man das Geräuschwerk zu den Tonkunst- 
werken zählen kann. Das Ergebnis dieser Untersuchung hängt 
davon ab, wie man den stark umstrittenen Begriff „Werke der Ton- 
kunst“ definiert. M.E. wird man dann dem Geräuschwerk den 
gleichen Schutz wie einem Tonkunstwerk gewähren können, wenn 
sich die Zusammenstellung der Geräusche als das Ergebnis eines 
künstlerischen Schaffens darstellt”). Allerdings setzt man dann 
Geräusch gleich Ton, welche Gleichung nicht jedermann wider- 
spruchslos hinnehmen wird. Aber wo die Grenze zwischen Geräusch 
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und Ton liegt, läßt sich schwer sagen. Was dem einen Ohr un- 
ästhetisches Geräusch, ist dem anderen Ohr Musik, die Tonemp- 
findung ist verschieden, ein Maßstab läßt sich da nicht aufstellen. 
Deshalb wäre es m.E. zu begrüßen, wenn de lege ferenda auch 
die Geräuschwerke als besondere Kategorie neben den Tonkunst- 
werken in den Urhebergesetzen Aufnahme finden würden ®). Llier- 
von abgesehen bietet beim Geräuschtonfilm das Gesetz über den 
unlauteren Wettbewerb Schutz, der m. E. bei bloßen Geräuschauf- 
nahmen, ohne daß der Aufnahmeleiter eine besondere individuelle 
Tätigkeit entwickelt, vollauf genügt. 


85. Der Schutz des Urheberrechts beim Tonbild. 


Im Gegensatz zum Tonfilm im engeren Sinne haben wir es 
beim Tonbild (auch Bildtonfilm genannt) mit einem gewöhnlichen 
optischen Film zu tun, der synchronisch mit festgelegten aku- 
stischen Vorgängen verbunden ist, d.h. Bild und Ton sind in der 
Weise gekoppelt, daß bei einem bestimmten optischen Vorgang be- 
stimmte Töne ausgelöst werden, sich also ein Gleichlauf von Bild 
und Ton ergibt. Diese Synchronisierung einer Bildfolge mit einer 
Tonfolge kann nach verschiedenen Methoden erreicht werden, die 
sich durch die verschiedenartige Fixierung der akustischen Vor- 
gänge unterscheiden. Die Festlegung kann durch Schallplatten, 
auf einem besonderen Filmstreifen (Tonfilm) oder auf dem Bild- 
streifen selbst erfolgen, wobei man sich in den letzten beiden Fällen 
der Graviermethode oder der optischen Methoden bedienen kann. 
Das zuerst am vollkommensten ausgebildete Verfahren war die 
synchrone Verbindung eines Bildfilms mit Schallplatten. Dies Ver- 
fahren war auch bei den ersten großen amerikanischen Tonfilmen, 
die nach Deutschland kamen, in Anwendung. Durch die fortschrei- 
tende Entwicklung der Tonfilmtechnik rückte jedoch die Verbin- 
dung eines Bildfilms mit einem Tonfilı immer mehr in den Vorder- 
grund, denn einmal besteht hier Gleichheit des Materials (Film- 
streifen) und sodann vor allem die Möglichkeit, Bild und Ton auf 
einem Filmstreifen zu kopieren. 

Wenn nun im folgenden die Frage nach dem Wesen und dem 
urheberrechtlichen Schutz des Tonbildes behandelt wird, so kann 
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es m. E. keinen Unterschied begründen, auf welche Weise der Syn- 
chronismus erreicht worden ist, ob Schallplatten Verwendung fin- 
den, ob zwei Filme — Bild- und Tonfilm — nebeneinander laufen, 
oder ob Bild und Ton auf einem Filmstreifen fixiert sind!). Be- 
steht doch die Möglichkeit, daß bei einem Tonbild verschiedene 
Aufzeichnungsmethoden Verwendung finden, indem an Hand der 
Tonfilmaufzeichnung Schallplatten hergestellt werden, die sodann 
mit dem Bildfilm synchron verbunden werden). Für die Frage 
nach dem Wesen des Tonbildes geben die verschiedenen tech- 
nischen Vorgänge keinerlei Aufschluß. 


IL, Das urheberrechtliche Wesen des Tonbildes. 


Die Frage nach dem urheberrechtlichen Wesen des Tonbildes 
läßt sich nicht eindeutig beantworten. Um eine Antwort zu finden, 
muß) man im einzelnen Fall untersuchen, was für ein Werk dem 
Tonbild zugrunde liegt, und als was sich urheberrechtlich das Ton- 
bild im Verhältnis zu dem zugrunde liegenden Werk darstellt). 
Es sind hier vor allem zwei Fälle zu unterscheiden. Das Tonbild 
kann einmal dazu dienen, ein bereits existentes Werk wesensgerecht 
wiederzugeben, so daß also das tonbildmäßig aufgenommene Werk 
durch die Aufnahme keine Veränderung, Umgestaltung erleidet, 
vielmehr in seiner Grundform im Tonbild erscheint. In diesem 
Falle stellt das Tonbild also nur eine neue Wiedergabe eines be- 
reits existenten Werkes dar. Sodann aber kann das Tonbild selbst 
als ein neues Geisteswerk angesprochen werden. Dies ist der Fall, 
wenn ein vorhandener Stoff für ein Tonbild verarbeitet wird, und 
wenn für ein Tonbild gar ein neuer Stoff geschaffen wird. Diese 
Fälle sollen im folgenden eine getrennte Untersuchung erfahren. 

Zunächst die erstgenannte Möglichkeit. Hier kommen natür- 
lich nur Werke in Betracht, bei denen eine wesensgerechte Wieder- 
gabe synchronistischer, optischer und akustischer Vorgänge möglich 
ist, also bei literarisch-dramatischen und dramatisch-musikalischen 
Werken, vom Gesetz als Bühnenwerke bezeichnet. Die Verton- 
bildung erfolgt in der Weise, daß das betreffende Werk auf der 
Bühne aufgeführt wird, und die optischen und akustischen Vor- 
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gänge auf der Bühne durch die Kamera und das Mikrophon auf- 
genommen werden. Was stellt nun rechtlich diese wesensgerechte 
Vertonbildung eines Bühnenwerkes dar, oder m. a. W. unter welche 
urheberrechtliche Befugnis fällt dieses Vertonbildungsrecht? 

Nach $12 Abs.2 Nr.6 LitUG. hat der Urheber eines Schrift- 
werkes die ausschließliche Befugnis zur Benutzung seines Werkes 
zu einer bildlichen Darstellung, welche das Originalwerk seinem 
Inhalt nach im Wege der Kinematographie oder eines ihr ähn- 
lichen Verfahrens wiedergibt. Diese Gesetzesbestimmung kann für 
die Vertonbildung eines Bühnenwerkes nicht angewandt werden. 
Abgesehen davon, daß sie nur für die literarisch-dramatischen 
Werke ausreichen würde -— die musikalisch-dramatischen Werke 
setzen sich aus einem Schriftwerk und einem Werke der Tonkunst 
zusammen —, setzt sie eine Abwandlung der Form des Werkes voraus, 
die bei der wesensberechtigten Wiedergabe eines Bühnenwerkes im 
Tonbild nicht vorliegt. Bei Anwendung des $12 Abs. 2 Nr. 6 LitUG. 
muß es sich um eine Bearbeitung handeln, und diese erfordert eine 
irgendwie geartete Veränderung des Werkes?). Das Bühnenwerk 
erleidet aber durch die bildmäßige Darstellung im Tonbild keine 
Veränderung. Die szenische Handlung ist dem Begriff des Bühnen- 
werkes immanent. Bühnenwerke sind besondere Schriftwerke, 
„deren Verständnis nicht nur durch Lesen oder Vorlesen, sondern 
durch die bewegte Darstellung der einzelnen Vorgänge, die nicht 
notwendig durch Menschen, sondern auch durch Marionetten er- 
folgen kann, vermittelt werden soll, bzw. deren Form eine Dar- 
stellung im Sinne dieses ohne weiteres ermöglicht, selbst wenn sie 
nicht bezweckt ist“®). Eine Darstellung des Bühnenwerkes im 
Sinne dieser Begriffsbestimmung ist auch die tonbildmäßige 
Wiedergabe. Sie ist wesensverschieden von der Verfilmung. Zur 
Verfilmung eines Schauspiels, einer Oper, einer Operette bedarf es 
einer durchgreifenden Umarbeitung des betreffenden Bühnen- 
werkes „zur kinematographischen Wiedergabe“. 

Die Tonbildaufnahme eines Bühnenwerkes ist vielmehr einer 
Vervielfältigung des Bühnenwerkes gleichzusetzen. Vervielfälti- 
gung eines Werkes ist die Verbindung des Werkes mit einem 
körperlichen Gegenstand zum Zwecke sinnlicher Wahrnehmung 
dergestalt, daß diese sinnliche Wahrnehmung sich beliebig oft 
wiederholen kannt). Das im Tonbild festgehaltene Bühnenwerk 
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ist: eine wesensgerechte Verkörperung des Originalwerkes; das 
Bühnenwerk bleibt auch im Tonbild als solches erkennbar, es ver- 
liert vor allem seinen Charakter als Bühnenwerk nicht. Stellt der 
akustische Teil allein schon — wie bereits im ersten Teil der Arbeit 
dargelegt —, eine Vervielfältigung des Werkes dar, so ist er es 
um so mehr in Verbindung mit einer filmischen Wiedergabe der 
szenischen Begebenheiten auf der Bühne. Streng genommen ist das 
Tonbild die Vervielfältigung einer Aufführung des Bühnenwerkes. 
Die Aufführung ist eine wesensgerechte Wiedergabe des Bühnen- 
werkes, sie ist nur eine Verwertungs- oder Mitteilungsform des 
Werkes. Die Vervielfältigung dieser Mitteilungsform ist aber eben- 
so eine Vervielfältigung des Originalwerkes, wie die Vervielfälti- 
gung einer Vervielfältigung auch eine Vervielfältigung des Werkes 
darstellt. Große Bedeutung wird allerdings m.E. die wesensge- 
rechte Vertonbildung eines Bühnenwerkes nicht erlangen, denn ein 
solches Tonbild wird nie das Theater ersetzen oder gar verdrängen 
können, es wird ein Reproduktionsverfahren bleiben. 

Das Gebiet des Tonbildes liegt anderswo. Das Gebiet des Ton- 
bildes ist das Gebiet des Films. Und so gewinnen gerade die Werke 
für den Bildtonfilm Bedeutung, bei denen eine wesensgerechte 
Wiedergabe nicht bereits die gleichzeitigen optischen und aku- 
stischen Vorgänge bringt, sondern wo es erst einer durchgreifenden 
Umarbeitung des Werkes bedarf, um diese Werke im Tonbild 
wiederzugeben. Eine solche Bearbeitung ist bei jedem Werke mög- 
lich, das verfilmt werden kann. 

Die einzelnen Entstehungsphasen bei der Herstellung eines 
solchen Tonbildes sind kurz folgende: Da das zugrunde liegende 
Werk im Tonbild nicht wesensgerecht wiedergegeben werden kann, 
bedarf es — wie schon gesagt — einer Umarbeitung des Werkes. 
Diese Umarbeitung vollzieht sich in der Regel zunächst im Ex- 
pose. Dieses Expose — ein Schriftwerk — stellt bereits eine Be- 
arbeitung des Urwerkes dar, denn es verarbeitet den Stoff bereits 
für die Tonbildwiedergabe. Auf Grund des Exposes wird sodann 
das Tonbildmanuskript --- das sogenannte drehreife Buch — ange- 
fertigt. Dieses drehreife Buch — gleichfalls ein Schriftwerk -— 
stellt eine Bearbeitung des Exposes dar, also eine Bearbeitung in 
doppelter Hinsicht: eine Bearbeitung der Bearbeitung und damit 
eine Bearbeitung des Urwerkes. Diese Fragen sind jedoch nicht: 
neu; sie tauchen bereits beim stummen Film auf und beantworten 
sich hier wie dort in gleicher Weise. Daher soll auf sie nicht weiter 
eingegangen werden. 

Beachtung verlangt jedoch die nächste Frage: die Frage nach 
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dem urheberrechtlichen Verhältnis zwischen Tonbild-Manuskript 
und fertigem Tonbild. Es liegt nahe, das Tonbild ebenso wie die 
wesensgerechte Wiedergabe eines Bühnenwerkes im Tonbild als 
eine Vervielfältigung des zugrunde liegenden Manuskriptes anzu- 
sprechen. Das Tonbild zerfällt in einen optischen und einen aku- 
stischen Teil. Daß man den akustischen Teil als eine Vervielfälti- 
gung des Drehbuchs bezeichnen kann, ergibt sich auf dem oben zum 
Tonfilm Gesagten®), es braucht daher hier nicht näher darauf ein- 
gegangen zu werden. Stellt aber auch der bildliche Teil eine Ver- 
vielfältigung des Manuskriptes dar? Der bildliche Teil ist die 
Zilmiseche Wiedergabe der szenischen Vorgänge, die auf Grund des 
Manuskripts gestellt und abgespielt werden. Der bildliche Teil ist 
also, wenn man so sagen will, eine Vervielfältigung der „Auffüh- 
rung“ des Manuskripts. Diese „Aufführung“ des Drehbuchs ist 
aber der Aufführung eines Bühnenwerkes nicht etwa gleichzusetzen. 
Bei der Aufführung eines Bühnenwerkes sind Regisseur und Schau- 
spieler (bzw. Sänger oder Musiker) doch im wesentlichen an die 
Ausdrucksmittel des Verfassers gebunden. Der sich in der Sprache 
bzw. Musik offenbarende gedankliche Inhalt des Werkes kann 
durch sie vertieft und ihrer künstlerischen Eigenart gemäß ge- 
staltet werden; ihre Tätigkeit bleibt aber die eines nachschaffenden 
Künstlers, und zwar deshalb, weil sie an die Sprache und Töne 
des Bühnenwerkes gebunden sind, und weil diese bei der Auf- 
führung des Werkes im Vordergrund stehen, während die szenische 
Handlung nur den Rahmen abgibt. Anders aber beim tönenden 
Film: dieser erfährt erst bei der Aufnahme durch den Regisseur 
und seine zahlreichen Mitarbeiter seine eigentümliche Gestaltung. 
Das Tonbildmanuskript ist nicht einem gedruckten Bühnenwerk 
vergleichbar. Ein Blick in ein Tonbildmanuskript zeigt, daß cs 
zum Lesen ebenso „ungenießbar“ ist wie ein gewöhnliches Film- 
manuskript. Der sprachliche und musikalische Teil spielt im Ton- 
bildmanuskript nur eine untergeordnete Rolle, das Primäre bleibt 
die Anweisung für die szenischen Vorgänge. Für die im Drehbuch 
niedergelegte Handlung haben Regisseur und seine Mitarbeiter die 
künstlerische Ausdrucksform erst zu schaffen, es erfolgt sozusagen 
eine „Übersetzung vom Schriftlichen ins Bildliche“, und eine solche 
Übersetzung könnte man auch als eine Bearbeitung des Manu- 
skripts ansehen. Goldbaum führt über diese Frage ohne nähere 
Begründung aus: „Im Verhältnis zu dem Drehbuch — einem 
Schriftwerk — stellt der Film — ein Bildwerk — eine Bearbeitung 
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dar (12 Abs. 2 Ziff. 6). Die ‚Dichteschrift‘ ist eine Vervielfälti- 
gung.“ ®) 

M.E. ist aber das Tonbild weder als eine Vervielfältigung 
noch als eine Bearbeitung des Manuskripts anzusehen. Das Manu- 
skript ist ein Schriftwerk, aber ein Schriftwerk besonderer Art. 
Es ist nicht als Buch zur Lektüre bestimmt, sondern es wird ge- 
schrieben, um hiernach ein Tonbild zu drehen. Das Manuskript ist 
nur die dramaturgische Vorlage für die Aufnahme, es schafft die 
Grundlage für die Tätigkeit all der anderen, die noch beim Schaffen 
des Tonbildwerkes schöpferisch mitarbeiten. Da das Drehbuch zum 
Zwecke der Verfilmung geschrieben wird, so stellt seine Nieder- 
schrift schon eine Handlung dar, die unmittelbar auf die Schaffung 
eines Tonbildwerkes aufgeht, sie gehört mithin zum Schöpfungsakt. 
Dem Manuskript kommt keine selbständige Bedeutung zu, es stellt 
zusammen mit dem Bildtonfilm entweder die Bearbeitung eines 
Werkes ($ 12 Abs. 2 Ziff. 6 LitUG.) oder, wenn ein neuer Stoff 
geschaffen ist, die Handlungsidee im Manuskript also ihre erste 
Verkörperung erhalten hat, ein Originalwerk dar. 

Im Gegensatz zu der oben erwähnten Möglichkeit der tonbild- 
mäßigen Fixierung der Aufführung eines Bühnenwerkes, die sich 
nur als die Vervielfältigung einer Mitteilungsform des Werkes 
und damit des Werkes selbst darstellt, wird hier bei der Herstel- 
lung eines Tonbildes auf Grund eines Tonbildmanuskriptes als Er- 
gebnis einer Kombinationstätigkeit ein neues Werk, das Tonbild- 
werk, geschaffen. Es ergibt sich nun die Frage, wie diesem Werk 
ein urheberrechtlicher Schutz zuteil werden kann. Als besondere 
Werkkategorie ist das Tonbild dem Urheberrecht unbekannt, ein 
urheberrechtlicher Schutz kommt daher für das Tonbildwerk nur 
dann in Frage, wenn es sich unter irgendeine der in den Urheber- 
gesetzen aufgeführten Werkarten subsumieren läßt. 

Nach der oben gegebenen Definition entsteht ein Tonbild aus 
der synchronistischen Vereinigung eines stummen Bildfilms mit 
akustischen Vorgängen. Akustische Vorgänge bei der Vorführung 
eines stummen Films sind an sich nichts Neues. Auch die bis- 
herigen stummen Filme wurden bei ihrer Vorführung musikalisch 
„untermalt“, da sich die Vorführung eines stummen Films ohne 
Begleitmusik als wirkungslos gezeigt hat. Während aber diese 
musikalische Umrahmung der Filmvorführung Anlegenheit der 
Kinokapellen blieb — der Kinokapellmeister hatte aus den ver- 
schiedensten Werken eine passende Begleitmusik zusammenzu- 
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stellen —, mit dem Filmwerk als solehem also nichts zu tun hatte, 
ist der akustische Teil des Tonbildes ein integrierender Bestand- 
teil des Tonbildwerkes selbst. Als solcher ist er bei der Schöpfung 
des Werkes gedacht, und man würde das Tonbildwerk zerstören, 
wollte man den akustischen Teil vom optischen trennen. Ob eine 
solche Bindung vorliegt, wird man von Fall zu Fall zu entscheiden 
haben. Sind Bild und Ton auf einem Filmstreifen fixiert, so würde 
eine körperliche Trennung — man schneide den Teil des Film- 
streifens ab, der die Tonaufzeichnung trägt — das Tonbildwerk 
zerstören. In den Fällen dagegen, wo zwischen Bild und Ton keine 
körperliche Bindung besteht, also bei Verwendung von Schall- 
platten oder eines besonderen Tonfilms neben dem Bildfilm, kommt 
es auf die ideelle Bindung zwischen dem optischen und akustischen 
Teil an, der Synchronismus allein bietet hier kein sicheres Kri- 
terium. Soll der eine Teil das notwendige Korrelat des anderen 
Teils bilden, dann bilden beide Teile zusammen ein einheitliches 
Ganzes, und eine wesensgerechte Wiedergabe kann daher nur in 
einer gleichzeitig erfolgenden Wiedergabe der beiden synchron ver- 
bundenen Teile erblickt werden. Im Sinne dieser Begriffsbestim- 
mung soll nun im folgenden vom Tonbildwerk die Rede sein. 
Das Charakteristikum des Tonbildwerkes liegt, wie oben ge- 
zeigt, in der synchronistischen Vereinigung optischer und aku- 
stischer Vorgänge. Das Tonbildwerk zerfällt mithin in einen bild- 
lichen Teil und einen akustischen Teil. Nun kennt unser Urheber- 
recht eine Kategorie von Werken, deren Wiedergabe sowohl optisch 
wie akustisch erfolgt, also nicht nur mit einem Sinnesorgan (Auge 
oder Ohr): das sind die Bühnenwerke, zu deren wesensgerechter 
Wiedergabe die tonale Wiedergabe für das Ohr nicht genügt, viel- 
mehr hierzu noch die bildmäßige Wiedergabe für das Auge gehört. 
Die Wiedergabe der optischen Vorgänge beim Tonbildwerk erfolgt. 
durch Abrollen eines Filmbandes. Zwar ist das Mitwirken neben 
der Person — wie oben erwähnt?) — für die Aufführung eines 
Bühnenwerkes nicht begriffsnotwendig®), jedoch stellt die Fixie- 
rung optischer Vorgänge durch den Filmstreifen eine andere 
Kategorie von Werken dar, die man gemeinhin als Filme be- 
zeichnet. Filme genießen als Werke der Kinematographie Schutz 
nach $15a KunstSchG. Dieser Schutz reicht aber für das Ton- 
bildwerk nicht aus. Ein Werk der Kinematographie ist das Ton- 
bildwerk nur bezüglich des optischen Teils, der akustische Teil 
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stellt, selbst wenn die Fixierung der akustischen Vorgänge auf 
dem Filmstreifen erfolgt ist, kein Werk der Kinematographie 
dar°), Das Tonbildwerk steht auf der Grenze zwischen Film- und 
Bühnenwerk. Das Tonbild rückt insoweit vom stummen Film ab 
und nähert sich den Bühnenwerken, als es nicht nur optische Ge- 
schehnisse vor unseren Augen auf der Leinwand abrollen läßt, son- 
dern die Handlung in Rede und Widerrede abwickelt, Musik, 
Geräusche, was früher der Phantasie des Zuschauers überlassen war, 
in natürlicher Lautstärke wiedergibt. Dennoch ist das Tonbild- 
werk nicht mit einem Bühnenwerk vergleichbar. Einmal bleibt 
die Wiedergabe eines Tonbildwerkes doch nur Reproduktion, 
die Gestalten auf der Leinwand sind doch andere Gestalten als 
auf der Bühne. Sodann aber erfüllt ein Tonbildwerk nicht die 
Zweckbestimmung, die ein Bühnenwerk zu erfüllen hat. Das 
Bühnenwerk soll — worauf schon mehrfach hingewiesen worden 
ist — weniger durch die dargestellten Begebenheiten, durch das 
Auf- und Abtreten der Personen wirken, als vielmehr durch seine 
Sprache und deren geistigen Gehalt. Die Wirkung des Tonbild- 
werkes ist aber wie beim stummen Film in erster Linie auf bild- 
liche Darstellung abgestellt. Die optischen Vorgänge, „das Bild“, 
sind auch beim Tonbild das Primäre, die akustischen Vorgänge 
im Gegensatz zum Bühnenwerk nur das Sekundäre. Man geht 
nicht ins Kino, um ein Tonbild zu hören, sondern um es zu sehen. 
Die vernehmbaren Töne haben nur eine Nebenrolle. Sie sollen das 
Orchester, die Zwischentitel ersetzen und durch Nachahmung von 
Geräuschen das Bild für die Zuschauer lebendiger gestalten. Das 
Tonbildwerk bleibt also in erster Linie ein Bildfilm, ein Werk der 
Kinematographie. Es läßt sich aber nicht ganz unter diesen Be- 
griff subsumieren, es ist im Verhältnis zum Bildfilm etwas mehr, 
eben um den akustischen Teil, es ist ein Werk der Kinemato- 
graphie, verbunden mit einem Schriftwerke oder Werke der Ton- 
kunst. 

Das Tonbildwerk ist ein Gesamtwerk, wobei unter Gesamt- 
werk ganz allgemein das durch die Mitarbeit mehrerer Personen 
geschaffene Werk verstanden werden soll. Das Gesetz — sowohl 
das LitUG. wie auch das KunstSchG. — behandelt diese Mitarbeit 
mehrerer an einem Werke in verschiedenen Bestimmungen, so 
vor allem in den $$5 und 6 LitUG. und entsprechend in den 887 
und 8 KunstSchG. In diesen Bestimmungen spricht das Gesetz 
von Schriftwerken, die mit einem Werke der Tonkunst oder mit 
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Abbildungen verbunden werden ($5 LitUG.), sowie von Werken 
der bildenden Künste, die mit einem Werke der Photographie, 
und von Werken der bildenden Künste oder der Photographie, die 
mit einem Werke der Literatur oder der Tonkunst verbunden 
werden (87 KunstSchG.). Letztere Bestimmung — Verbindung 
eines Werkes der Photographie mit einem Werke der Literatur oder 
der Tonkunst — kommt unserem Fall am nächsten, denn die ein- 
zelnen Aufnahmen des bildlichen Teils des Tonbildes stellen Werke 
der Photographie dar. Von dieser Bestimmung des $7 KunstSchG. 
soll daher bei der nun folgenden Untersuchung des urheberrecht- 
lichen Schutzes für das Tonbildwerk ausgegangen werden. 


II. Das Urheberrecht am Tonbildwerk. 


Die Gewährung eines urheberrechtlichen Schutzes für das 
Tonbildwerk setzt zunächst voraus, daß ein Urheber bzw. ein als 
Urheber Berechtigter vorhanden ist, der einen solchen Schutz be- 
anspruchen kann. 87 KunstSchG., von welcher Bestimmung wir 
zur Klärung dieser Frage zunächst ausgehen wollen, bestimmt: 
„Wird ein Werk der bildenden Künste mit einem Werke der Photo- 
graphie verbunden, so gilt für jedes dieser Werke dessen Urheber 
auch nach der Verbindung als Urheber. Das gleiche gilt, wenn ein 
Werk der bildenden Künste oder ein Werk der Photographie mit 
einem Werke der Literatur oder der Tonkunst oder mit einem 
geschützten Muster verbunden wird.“ Diese Bestimmung besagt 
also, daß grundsätzlich jeder Urheber auch nach der Verbindung 
über seinen Teil frei verfügen kann. Voraussetzung ist nur, daß 
jeder Teil eine konkrete Eigenexistenz hat, also für sich betrachtet 
ein Werk im Sinne der Urhebergesetze darstellt!). Auf das Ton- 
bildwerk angewandt würde dieser Grundsatz bedeuten, daß z.B. 
der Komponist eines für das Tonbild komponierten Schlagers auch 
nach der Tonbildaufnahme noch das uneingeschränkte Urheber- 
recht an seinem Werke, insbesondere die Befugnisse der 8811, 12 
LitUG. hat, daß weiter dem Autor des Drehbuchs die ausschließ- 
liche Befugnis zusteht, den eigens für das Tonbildwerk erdich- 
teten Handlungsstoff beispielsweise zu dramatisieren. Für die 
Frage nach dem Urheberrecht am Tonbildwerk bietet diese Be- 
stimmung jedoch keine befriedigende Lösung, denn die weitere 
Folge der Anwendung dieser Bestimmungen auf das Tonbildwerk 


ı) Vgl. Osterrieth-Marwitz, Komm. $7 IH. 
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wäre die, daß das Tonbildwerk so viel Urheber hätte, wie selb- 
ständige Werke vor ihrer Verbindung im Tonbild vorhanden waren. 
Daß diese Regelung den urheberrechtlichen Verhältnissen beim 
Tonbildwerk nicht gerecht wird, zeigt sich sofort. Würden mit 
dieser Regelung doch die Rechte all derer unberücksichtigt bleiben, 
die sonst noch an der IHerstellung des Tonbildwerkes schöpferisch 
beteiligt sind, deren Urheberrecht aber erst bei der Aufnahme des 
Tonbildes zur Entstehung kommt. 

Für diese Urheberrechte, die erst bei der Herstellung des 
Tonbildwerkes entstehen, findet sich im 88 KunstSchG. und ent- 
sprechend im $6 LitUG. eine gesetzliche Regelung. $8 Kunst- 
SchG. lautet: „Haben bei einem Werke mehrere in der Weise zu- 
sammen gewirkt, daß ihre Arbeiten sich nicht trennen lassen, so 
besteht unter ihnen als Urhebern eine Gemeinschaft nach Bruch- 
teilen im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches.“ Hiernach würde 
also, vorausgesetzt, daß das Tonbildwerk eine untrennbare Einheit 
darstellt, unter all denen, die am Werden des Tonbildwerkes 
schöpferischen Anteil haben, als Urhebern des Tonbildwerkes eine 
Gemeinschaft nach Bruchteilen im Sinne des BGB. bestehen. 

Der Unterschied des $8 KunstSchG. gegenüber 87 Kunst- 
SchG. und ebenso des 86 LitUG. gegenüber $5 LitUG. besteht 
darin, daß die 885, 7 LitUG. bzw. KunstSchG. die vorher selb- 
ständigen Werke bei ihrer Verbindung, die 88 6, 8 loc.cit. hin- 
gegen die Gemeinschaftsarbeit betreffen. In den Fällen der 8$5 
und 7 werden selbständig entstandene Werke nachträglich in eine 
äußere Verbindung gebracht, die Werke müssen schon bestehen, 
bevor man überhaupt an eine Verbindung der Werke herangeht. 
In den Fällen der 886 und 8 hingegen haben mehrere ein Werk 
mit einem gewissen Erfolge gemeinsam verfaßt, durch das Zu- 
sammenwirken mehrerer Urheber ist ein einheitliches Werk ent- 
standen?). Da 85 bzw. 87 von dem Vorliegen fertiger Werke, 
86 bzw. $8 von dem Werden eines entstehenden Werkes ausgeht, 
so folgert Marwitz-Möhring?°) mit Recht, daß der Tat- 
bestand der 885 und 7 die Anwendbarkeit der $$6 und 8 nicht 
ausschlieft. Und in der Tat greifen beim Tonbild beide gesetz- 
lichen Regeln Platz, denn bei der Herstellung eines Tonbildwerkes 
wird es gewöhnlich so sein, daß für sich bereits selbständige Werke 
in gemeinsamer Arbeit untrennbar zu einem einheitlichen Ganzen 


2) Vgl. Elster, Urhu.ErfR. S.125; Marwitz-Möhring, 
Komm. $5 Anm. 28.55; Osterrieth-Marwitz, Komm. $8 Anm. 1. 
®2) Marwitz-Möhring a.a.O. 
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geformt werden. Daß das Tonbildwerk eine untrennbare Einheit 
darstellt, wird sich ernstlich nicht bestreiten lassen. Gewiß läßt 
sich a priori nicht sagen, daß der bildliche, der musikalische oder 
sprachliche Teil eines Tonbildes nicht auch für sich bestehen 
könnte, oder daß nicht zu dem Bildfilm auch eine andere als die 
vorliegende Musik mit gleichwertigem künstlerischen Ergebnis 
hätte geschrieben werden können). Das Tonbildwerk als solches 
wird aber durch die Trennung zerstört, dieses, das unter Um- 
ständen auch körperlich eine Einheit darstellen kann (wenn Bild 
und Ton auf einem Filmstreifen kopiert sind), stellt als die Ver- 
körperung einer „immateriellen Kombinationsidee“ ein untrenn- 
bares Ganzes dar>). 

Als gesetzliche Grundlage hat mithin beim Tonbildwerk fol- 
gendes zu gelten: Bezüglich des Urheberrechts an dem in gemein- 
samer Arbeit zu einer untrennbaren Einheit geschaffenen Tonbild- 
werk besteht unter den schöpferisch tätigen Personen als Urhebern 
eine Gemeinschaft nach Bruchteilen im Sinne des BGB. (86 
LitUG.; $8 KunstSchG.)®). Die Urheberrech® an den vor der 
Tonbildherstellung schon bestehenden Werken werden durch die 
Verbindung nicht beeinträchtigt. Die Verfasser dieser Werke 
gelten auch nach der Verbindung weiter als Urheber, d.h. sie 
können auch nach der Verbindung über ihre Werke frei verfügen; 
sie können zwar ihr Werk vom Tonbildwerk nicht abtrennen, denn 
dadurch würde das ganze Tonbildwerk zerstört werden, sie können 
aber ihre Werke anderweitig vervielfältigen, verbreiten, aufführen 
usw. lassen, kurz all die Befugnisse ausüben, die einem Urheber 
an seinem Werke zustehen. 

Es ist nun Goldbaum’?) zuzugeben, daß diese T,ösung für 
das Urheberrecht am Tonbildwerk, die das Gesetz gibt: nämlich 
ein Urheberrecht nach Bruchteilen, wiewohl sie die natürlichste 
wäre, praktisch unbrauchbar ist. Die Beiträge der einzelnen am 
Tonbildschaffen Beteiligten sind so mannigfaltiger Art, daß man 
eine genaue Feststellung der einzelnen Urheberbruchteile kaum 
wird vornehmen können, so daß man gemäß 8 742 BGB. anzunehmen 
hätte, daß den Teilhabern gleiche Anteile zustehen, welches Er- 
gebnis keineswegs befriedigen kann. Sodann bleibt hierbei das 
Recht desjenigen ganz unberücksichtigt, von dem letzten Endes das 
Werden und Bestehen des Tonbildwerkes abhängt: das Recht des 


”) Vgl. Cahn-Speyer in Gew.Rsch.u.UrhR. 29 S. 551. 

5) Vgl.Goldbaum, Filmtechnik 29 S. 169 und Tonfilmrecht 8. 39. 
®) Vgl. auch Fagg, Urheberschaft am Film S. 35. 

”), Goldbaum, Tonfilmrecht S. 44. 
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Unternehmers, der einzig und allein das geschäftliche Risiko — und 
das ist beim Tonbild nicht klein — trägt. Goldbaum erklärt 
daher die Grundsätze, die das Gesetz in den 885 und 6 LitUG. bzw. 
7 und 8 KunstSchG. aufgestellt hat, auf das Tonbildwerk für un- 
anwendbar. Diese Vorschriften träfen eine Regelung im Wider- 
spruch zu den Verhältnissen des täglichen Lebens; sie seien vor 
allem kein zwingendes Recht®) und greifen nur dann ein, wenn die 
Urheber nicht im Vertrag ein anderes ausdrücklich oder still- 
schweigend vereinbart haben. Insbesondere würden sie dort nicht 
geiten, wo die Beteiligten im Interesse der Erhaltung des Werkes 
ein einheitliches Recht am unteilbaren Ganzen zur gesamten Hand 
schaffen wollen. Dieser Wille, ein einheitliches Werk — aus ver- 
schiedenen Elementen — zu schaffen und es in der ihm gegebenen 
Form dauern zu lassen, könne nicht einfach durch das Gesetz ver- 
gewaltigt werden°). Eine solche vertragliche Vereinbarung wird 
nun in der Regel auch in dem Vertragsabschluß über die „Drehung“ 
eines Tonbildwerkes zu finden sein. „Man wird beim Tonfilmwerk 
(lies Tonbildwerk) stets anzunehmen haben, daß kraft Verein- 
barung die Ergebnisse der verschiedenen schöpferischen Tätig- 
keiten in ein Werk, ein Urheberrecht zusammenfließen.“ 10) 
Anderenfalls müßte unter den Urhebern eine Gemeinschaft nach 
Bruchteilen im Sinne des BGB. angenommen werden. 

Wem steht nun aber das einheitliche Urheberrecht an diesem 
neuen Werke zu? Dieses einheitliche Urheberrecht ist demjenigen 
zuzubilligen, der das Tonbildwerk hat herstellen lassen, dem Unter- 
nehmer 1). Diese Lösung ist m.E. die einzig mögliche, will man 
nicht überhaupt auf die Bestimmung eines einheitlichen Urhebers 
verzichten. Das Problematische liegt hierbei im Unternehmer als 
Verfasser. Verfasser oder Urheber ist, „wer den literarischen, 
künstlerischen, zeichnerischen Gedanken in einem ‚Werke‘ objekti- 
viert, d.h. ihm eine eigenartige Form verleiht, ohne Rücksicht dar- 
auf, ob der Gedanke sein geistiges Eigentum ist. Der Urheber hat 
beim Schaffen geistige und künstlerische, körperliche und Willens- 
tätigkeit aufzuwenden; wesentlich ist nur die geistige und künst- 
lerische Tätigkeit, sie bildet die Grundlage der Eigenart, um 
derentwillen das Werk geschützt wird“1?). Der Unternehmer wird 


®) And. Ans. Marwitz-Möhring, Komm. $5 Anm.3. 

?) Goldbaum, Komm. $5 Ann.l. 

1) Goldbaum in Filmtechnik 1929 a.a.0. 

11) Vgl. Goldbaum in Filmtechnik a.a.O. und in Tonfilmrecht 
8.40; Hoffmann in BuchhBörsBl. 1929 Nr. 46 S. 201. 

12) Marwitz-Möhring, Komm. $2 Ann.l. 
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aber bei der Herstellung des Films nicht schöpferisch tätig. In der 
Regel wird der Unternehmer sogar eine juristische Person sein, 
und „die für den Begriff des Verfassers erforderliche geistige 
Tätigkeit kann nicht von einer juristischen Person ausgehen“ 13), 
Hier hat man denn auch die Ansicht vom Urheberrecht des Unter- 
nehmers angegriffen, ohne allerdings eine andere befriedigende 
Lösung zu finden. 

Schöpferisch sind an der Herstellung des Tonbildwerkes zahl- 
reiche Personen tätig. Da erscheint der Filmautor als Verfasser 
des Drehbuchs, der Komponist, der Bild- und Tonoperateur 
(Kameramann), der Architekt, der Regisseur, der Schauspieler. 
Das Tonbild gemacht hat aber keiner von ihnen, sie haben nur 
ihren Anteil zur Herstellung beigetragen. Man kommt also zu 
dem Ergebnis, daß ein einheitliches geistiges Urheberrecht am Ton- 
bildwerk nicht besteht. Ein einheitliches Urheberrecht läßt sich 
vielmehr nur wieder im Wege der Vertragsauslegung konstruieren, 
und zwar in der Weise, daß man eine Übertragung des Miturheber- 
rechts — der urheberrechtlichen Anteile — der einzelnen am Ton- 
bild schöpferisch tätig werdenden Personen kraft Werkvertragest) 
annimmt. In der Gestalt des Unternehmers fließen diese Anteile 
zu einem einheitlichen Recht am Ganzen: dem Urheberrecht am 
Tonbildwerk zusammen. 

Der Inhalt des Urheberrechts am Tonbildwerk entspricht dem 
Inhalt eines jeden urheberrechtlich geschützten Werkes, und da das 
Tonbildwerk in erster Linie ein Werk der Kinematographie ist, 
bestimmen sich die urheberrechtlichen Befugnisse nach den 8815, 
15a KunstSchG. Hierbei ist unter „Vervielfältigung“ eines Ton- 
bildwerkes die Anfertigung von Kopien, unter „Verbreitung“ die 
Vermietung der Kopien, der sogenannte Verleih zu verstehen. Das 
fertige Tonbildwerk verkörpert sich bereits im Negativ. Wenn das 
Tonbildwerk auch noch nicht vorführfertig ist, so ist die schöpfe- 
rische Tätigkeit doch mit dem Fertigstellen des Negativs voll- 
endet. Die Herstellung der Kopie ist nur noch eine rein mecha- 
nische Arbeit !®). 

Zum Schluß muß noch die Frage nach der urheberrechtlichen 
Bedeutung der Tonbildwiedergabe beantwortet werden. Die Vor- 
führung im Kinotheater stellt letzten Endes die vom Unternehmer 
angestrebte Verwertungsart des Tonbildes dar, in der Vorführung 


15) Allfeld, Komm. $2 Anm.]. 

4) Vgl. hierzu die ausführlichen Darlegungen bei Fagg, Urheber-. 
recht am Film Teil 2 VI S. 42 ff. 

1) Vgl. Fagga.a.0. 8.31. 
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des Tonbildes liegt der Endzweck alles Tonbildschaffens. Welche 
Bedeutung kommt nun dieser Kinovorführung vom urheberrecht- 
lichen Standpunkt aus zu? Auch hierbei ist wieder der Fall, daß 
das Tonbild nur die Vervielfältigung eines bereits existenten 
Werkes darstellt, getrennt zu behandeln von dem Fall, wo das Ton- 
bild selbst als ein neues Geisteswerk angesprochen werden kann, 
wo also ein neues Tonbildwerk entsteht. 

Eine Vervielfältigung im Tonbild ist, wie wir gesehen haben, 
nur bei Bühnenwerken möglich, da andere Werke erst einer Um- 
arbeitung bedürfen, um nach ihnen ein Tonbild zu drehen. Die 
Wiedergabe eines im Tonbild festgehaltenen Bühnenwerkes auf 
der Leinwand stellt eine Aufführung des Bühnenwerkes im Sinne 
des $11 Abs.2 LitUG. dar. Der Tatbestand der Aufführung eines 
Bühnenwerkes im Sinne des $11 Abs. 2 verlangt — wie oben näher 
ausgeführt —!6) eine Darstellung mit verteilten Rollen in szeni- 
scher Handlung. Diese Voraussetzungen werden durch die ton- 
bildmäfßige, wesensgerechte Wiedergabe eines Bühnenwerkes erfüllt. 
Die szenische Handlung rollt im Bilde auf der Leinwand ab, Rede 
und Widerrede der handelnden Personen werden durch das Mikro- 
phon naturgetreu wiedergegeben. Doch ist diese Aufführung auf 
der Leinwand einer Aufführung auf der Bühne nicht gleichzu- 
setzen. Daher hat derjenige, der nur das bühnenmäßige Auf- 
führungsrecht vom Urheber erworben hat, nicht auch das tonbild- 
mäßige erworben. Hat der Urheber eines Bühnenwerkes sein Auf- 
führungsrecht schlechthin auf einen Dritten übertragen, dann 
entscheidet sich die Frage, ob er das tonbildmäßige Aufführungs- 
recht behalten hat und demgemäß noch darüber verfügen kann, 
unter Zugrundelegung der Zweckübertragungstheorie !°). 

Viel bedeutsamer ist jedoch die Frage nach der urheberrecht- 
lichen Bedeutung der Wiedergabe eines 'Tonbildwerkes. Ist diese 
Wiedergabe eine kinematographische Vorführung im Sinne des 
$15a KunstSchG.? Die Abrollung des optischen Teiles ist un- 
zweifelhaft eine kinematographische Vorführung, die Abrollung 
des akustischen Teils ist dagegen keine!®). In seinem Kommentar 
zur Revidierten Berner Übereinkunft vom 2. Juni 1928 hat Gold- 
baum nun die Frage aufgeworfen, ob die Wiedergabe eines Ton- 
bildwerkes eine kinematographische Vorführung im Sinne des 
Art. 14 RBÜ. oder eine öffentliche Aufführung im Sinne des Art. 11 


18) Vgl. oben $4 Id. 
1?) Vgl. oben $4 IIb. 
18) Vgl. oben $4 I b.aaa. 
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RBÜ. ist. Wenn nun auch Goldbaum diese Frage nur für die 
Rev. Berner Übereinkunft behandelt und daher eine Entscheidung 
dieser Frage für das geltende deutsche Urheberrecht vorerst nichts 
besagt, so ist aus der Beweisführung doch deutlich erkennbar, daß 
sie auch für das deutsche Urheberrecht die Frage entscheiden soll, 
und zwar in dem Sinne, daß die Abrollung eines Tonbildwerkes 
eine kinematographische Vorführung im Sinne des $15a Kunst- 
SchG. ist. Goldbaum begründet seine Ansicht damit, daß „so- 
wohl Aufnahme auf einem Filmband mittels Photographie, also 
die Wiedergabe — ebenso wie deren Kundgebung — durch Ab- 
rollen des Bandes, wie es durch den Projektionsapparat (Bild- 
werfer) geschieht, mit entsprechender Verstärkung (die der ver- 
größernden Projektion entspricht) den Vorgängen der Bildfilm- 
aufnahme und -aufführung gleicht“ 1°). Dieser Ansicht ist im Er- 
gebnis beizutreten. Die Begründung wird jedoch von Hoffmann 
mit Recht angegriffen: „Nicht die Fixierung des Werkes — wo- 
rauf Goldbaum es abstellt — entscheidet, sondern die Per- 
zeptionsmöglichkeit der Wiedergabe seitens des Dritten. Nun wird 
aber (wie beim Bühnenwerk) das Tonbild sowohl akustisch wie 
optisch aufgenommen, aber — wieGoldbaum richtig bemerkt — 
der Bildstreifen, das Filmische bleibt die Hauptsache, der Ton, der 
Dialog tritt zurück. Umgekehrt ist es bei der bühnenmäßigen 
Wiedergabe: der akustische Eindruck ist hier entscheidend, so wie 
bei der Wiedergabe eines Tonkunstwerkes, was das Gesetz durch 
die Bezeichnung ‚Aufführung‘ ausdrückt. Das Visuelle tritt zu- 
rück. Hat dagegen ausnahmsweise ein Bühnenwerk nur optische 
Vorgänge (Pantomime), so spricht man nicht von Aufführung, 
sondern Vorführung.“1®) Hoffmann kommt also auch zu dem 
Ergebnis, daß beim Tonbildwerk das Bild, das mit den Augen er- 
faßbar ist, für sein Wesen wesentlich ist, und deswegen seine 
wesensgerechte Wiedergabe eine Vorführung im Sinne des $15a 
KunstSchG. darstellt2°). Dieses Ergebnis ist die notwendige Folge 
der hier vertretenen Ansicht, derzufolge das Tonbildwerk in erster 
Linie ein Werk der Kinematographie ist. 


1) Goldbaum, Komm. zur Rev.Bern.Übereink. 8. 75. 
1) Hoffmann in JW. 1929 S. 1181. 
2) Hoffmann in BuchhBörsBl. 1929 Nr. 46 S. 202. 
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C. 


86. Schlußbetrachtung. 


Die vorliegende Arbeit sollte der Untersuchung dienen, in- 
wieweit der Tonfilm und das Tonbild nach den bestehenden deut- 
schen Urhebergesetzen geschützt sind. Als Ergebnis dieser Unter- 
suchung ergibt sich nach Ansicht des Verfassers, daß Tonfilm und 
Tonbild de lege lata nicht schutzlos sind, daß im Gegenteil die be- 
stehenden Urhebergesetze ausreichen, um hinreichend urheberrecht- 
lichen Schutz zu gewähren. Es wäre natürlich wünschenswert, 
wenn bei einer Neuregelung des Urheberrechts die gesetzlichen Be- 
stimmungen den großen Erfindungen der neuzeitlichen Technik: 
dem Rundfunk und dem Tonfilm so angepaßt werden, daß große 
Streitfragen von vornherein ausgeschlossen sind. Es wäre hier m. E. 
vor allem zu überlegen, ob an der Scheidung zwischen der Befugnis 
zur Wiedergabe eines Werkes auf Vorrichtungen für mechanische 
Instrumente und der Befugnis zur Wiedergabe eines Werkes durch 
die Kinematographie festzuhalten ist, oder ob hier nicht eine Zu- 
sammenfassung dieser beiden Befugnisse unter einen Oberbegriff: 
die Befugnis zur Wiedergabe des Werkes auf mechanischem Wege, 
geboten ist!), worunter dann alle Einrichtungen fallen würden, 
bei denen die Wiedergabe eines Werkes durch Einschalten einer 
Apparatur ohne weiteres menschliches Zutun erfolgt. 


1) Diese Erwägung findet sich auch bei Cahn-Speyer in 
Gew.RSch.u.UrhR. 1929 a.a.O. 
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